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630-2-22-F

Gesetz uber die Feststellung des Haushaltsplans
des Freistaates Bayern fiur die Haushaltsjahre 2019 und 2020
(Haushaltsgesetz 2019/2020 — HG 2019/2020)

Art. 1
Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefligte Haushaltsplan des Freistaates Bayern fur die Haushaltsjahre
2019 und 2020 wird in Einnahmen und Ausgaben

1. fir das Haushaltsjahr 2019 auf 65 356 309 200 € und
2. fur das Haushaltsjahr 2020 auf 59 951 846 300 €

festgestellt.

Art. 2
Kreditermachtigungen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird erméachtigt, zur Deckung von Ausgaben
fur Investitionen folgende Kredite am Kreditmarkt aufzunehmen:

1. im Haushaltsjahr 2019 bis zur Hohe von 0 €,
2. im Haushaltsjahr 2020 bis zur Hohe von 0 €.

(2) 'Die Krediterméachtigung des Abs. 1 erhoht sich um die Betrdge, die bei den Kapiteln 13 06
und 13 60 im betreffenden Haushaltsjahr zur Tilgung von Krediten am Kreditmarkt sowie zur Kursstitzung
von Staatsanleihen erforderlich sind, sowie um die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren nach Art. 8
Abs. 3 des jeweiligen Haushaltsgesetzes oder der ihr vorangegangenen Vorschrift ibertragenen und nicht
beanspruchten Erméachtigungen fiir Anschlussfinanzierungen. 2Sie erhoht sich ferner um die Betrage, die
zur Umfinanzierung von Krediten auf Grund langerer Laufzeiten oder sonstiger gunstigerer Konditionen
notwendig werden. 3Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat darf im Rahmen von Kreditfinan-
zierungen erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungsrisiken sowie der
Erzielung glinstiger Konditionen bei neuen Krediten und bestehenden Schulden dienen. *Die Ermachti-
gung nach Satz 1 Halbsatz 1 vermindert sich bei dem Kapitel 13 06 im Jahr 2020 um 550 000 000 €
(Nettotilgung).5Die Erméchtigung nach Satz 1 Halbsatz 1 vermindert sich bei dem Kapitel 13 60

1. im Jahr 2019 um 250 000 000 €,
2. im Jahr 2020 um 200 000 000 €
(Nettotilgung).

(3) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird ermachtigt, ab November eines Haus-
haltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des nachsten Haushaltsjahres Kredite bis zur Héhe von
2 % des in Art. 1 fiir das laufende Jahr festgestellten Betrags aufzunehmen. 2Die nach Satz 1 aufgenom-
menen Kredite sind auf die Kreditermachtigung des nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen und flir Heimat wird ermachtigt, zur voriibergehenden Ver-
starkung der Betriebsmittel des Staates Kassenverstarkungskredite bis zur Hohe von 8 % des festgestell-
ten Haushaltsvolumens aufzunehmen. 2Uber diesen Betrag hinaus kann das Staatsministerium der Fi-
nanzen und fur Heimat weitere Kassenverstarkungskredite aufnehmen, soweit es von der Kreditermach-
tigung nach Abs. 1 keinen Gebrauch macht.
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Art. 3
Konjunkturpolitisch bedingte MaBnahmen

(1) Die Staatsregierung kann bei einer allgemeinen Abschwachung der Wirtschaftstatigkeit gemaR § 6
Abs. 2 in Verbindung mit § 14 des Gesetzes zur Férderung der Stabilitat und des Wachstums der Wirt-
schaft zusatzliche Ausgaben beschlielfen, wenn und soweit hierfur zusatzliche Finanzhilfen des Bundes
gemal Art. 104b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Grundgesetzes zur Abwehr einer Stérung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts zur Verfigung stehen.

(2) Soweit die in Abs. 1 genannten Mittel zur Leistung von zusatzlichen Ausgaben gemaf § 6 Abs. 2
des Gesetzes zur Férderung der Stabilitat und des Wachstums der Wirtschaft nicht ausreichen, wird das
Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat erméachtigt, tGber die in Art. 2 erteilten Kreditermachtigun-
gen hinaus Kredite bis zur Hohe von 100 000 000 € aufzunehmen.

(3) 'Im Fall einer die volkswirtschaftliche Leistungsfahigkeit Gibersteigenden Nachfrageausweitung kann
die Staatsregierung das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat ermachtigen, die Verfligung tber
bestimmte Ausgabemittel, den Beginn von Baumafinahmen und das Eingehen von Verpflichtungen zu-
lasten klnftiger Haushaltsjahre von seiner Einwilligung abhangig zu machen. 2Das Staatsministerium der
Finanzen und fir Heimat hat die dadurch nach Ablauf eines Haushaltsjahres frei gewordenen Mittel, so-
weit sie nicht zur Verminderung des Kreditbedarfs verwendet werden kénnen, einer Ausgleichsriicklage
zuzufiihren.

Art. 4
Haushaltswirtschaftliche Sperren

(1) Die Staatsregierung kann das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat, unbeschadet seiner
Befugnisse gemal Art. 41 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO), ermachtigen, im Benehmen mit
dem Ausschuss flr Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags zur Erwirtschaftung der bei Kap. 13 03
Tit. 972 01 veranschlagten Minderausgabe die Ausgabemittel im erforderlichen Umfang zu kiirzen oder
Zu sperren.

(2) Nach den Abs. 1 und Art. 41 BayHO gesperrte Betrage sind in der Haushaltsrechnung als Minder-
ausgabe nachzuweisen.

(3) Daneben sind aus Bundesmitteln finanzierte Ausgaben zu sperren, soweit im Zuge der Aufstellung
des Bundeshaushalts absehbar ist, dass gegenuber den im Haushaltsplan veranschlagten Einnahmen
geringere Bundesmittel eingehen werden.

Art. 5
(nicht besetzt)

Art. 6
Bewirtschaftung der Personalausgaben, Stellenbesetzung

(1) 'Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die Stellenplane fiir plan-
maRige Beamte und Richter, Beamte und Richter auf Zeit, Beamte und Richter auf Probe (Titel 422 01
bis 422 06 und 422 11 bis 422 15), fir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis
422 25), fir abgeordnete Beamte und Richter (Titel 422 31 bis 422 35) sowie fiir Arbeitnehmer (Ti-
tel 428 01 bis 428 07) gebunden. 2Bei der Bewirtschaftung der Stellenplane und der Personalausgaben
sind neben den folgenden Absatzen die Nrn. 2 und 3 der Durchfiihrungsbestimmungen zum Haus-
haltsgesetz 2019/2020 (Anlage 2 — DBestHG 2019/2020) verbindlich zu beachten.

(2) 'Die im Haushaltsplan neu ausgebrachten Stellen fiir Beamte, Richter und Arbeitnehmer sind ge-
sperrt; die Aufhebung der Sperre richtet sich nach Art. 36 BayHO. 2Frei werdende Stellen fiir Beamte,
Richter und Arbeithehmer dirfen frihestens nach Ablauf von drei Monaten vom Tag des Freiwerdens an
besetzt werden (Wiederbesetzungssperre); dies gilt auch fur Stellen in Titelgruppen und fur Stellen, die
bei den Titeln 428 21 und 428 22 veranschlagt sind. 3Satz 2 gilt nicht bei einer Neueinstellung eines
schwerbehinderten Menschen. “Die zustandige oberste Dienstbehdrde kann im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat in besonderen Féllen Ausnahmen von Satz 2 zulassen.
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5Abweichend von Art. 50 Abs. 1 Satz 2 BayHO koénnen in den Haushaltsjahren 2019 und 2020 kw-Ver-
merke, die im Rahmen der Neugliederung der Geschéaftsbereiche oder der Verwaltungsreform auszubrin-
gen sind, mit einer zeitlichen Einschrankung versehen werden.

(3) Bei der Stellenbesetzung ist Folgendes zu beachten:

1. Innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel kénnen, soweit und solange dienstliche Bediirfnisse es er-
fordern, die im Haushaltsplan ausgebrachten Planstellen und Stellen nach folgenden Mal3gaben auch
anderweitig besetzt werden:

a)

Freie und besetzbare Planstellen und andere Stellen kénnen wie folgt besetzt werden:

aa) Stellen fir planmafige Beamte oder Richter (Titel 422 0.)
durch planmaBige Beamte oder Richter (Titel 422 0.),

durch Beamte oder Richter auf Zeit, durch Beamte oder Richter auf Probe sowie durch ab-
geordnete Beamte oder Richter (Titel 422 3.),

durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25),
durch Arbeitnehmer (Titel 428 0., 428 2. und 428 30) oder
durch Arbeitnehmer fiir sonstige Hilfsleistungen und dergleichen (Titel 428 1.);

bb) Stellen fir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25)

durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst mit gleichem oder niedrigerem Anwar-
tergrundbetrag (Art. 77 des Bayerischen Besoldungsgesetzes — BayBesG),

in Kapitel 03 18 durch Polizeioberwachtmeister der Besoldungsgruppe A 5,

durch Auszubildende oder Praktikanten mit betragsmaRig gleichen oder niedrigeren Bezu-
gen oder

durch Dienstanfanger;

cc) Stellen fur Arbeitnehmer (Titel 428 0.)

durch Arbeitnehmer (Titel 428 0.),

— durch Arbeitnehmer (Titel 428 2.),

— durch Arbeitnehmer fiir sonstige Hilfsleistungen und dergleichen (Titel 428 1.) oder

— durch Auszubildende.

2Die in Satz 1 genannten Stellenbesetzungen diirfen nur mit Beschaftigten gleicher oder niedrigerer
Besoldungs- oder Entgeltgruppen vorgenommen werden; bei der Besetzung von Stellen fiir plan-
maRige Beamte durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25) sind
fur die zu besetzenden Planstellen die Eingangsamter maf3gebend, in die die Beamten auf Widerruf
im Vorbereitungsdienst nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich eintreten. 3Plan-
stellen mit einer Amtszulage (Art. 34 Abs. 1 BayBesG), mit einer Zulage fir besondere Berufsgrup-
pen (Art. 34 Abs. 2 BayBesG) oder mit einer besonderen Zulage fur Richter (Art. 56 BayBesG) so-
wie Planstellen mit einer Kombination der genannten Zulagen gelten als eigene Besoldungsgruppe.
4Gleiches gilt fiir Planstellen mit einer Stellenzulage (Art. 51 BayBesG), soweit der Ausweis der
Stellenzulage im Haushaltsplan durch Gesetz oder Rechtsverordnung vorgeschrieben ist. 3Plan-
stellen derselben Besoldungsgruppe mit einer Amtszulage oder mit einer Zulage fiur besondere
Berufsgruppen gelten bei der Stellenverrechnung als gleichwertig; dies gilt nicht, wenn Planstellen
sowohl mit einer Amtszulage als auch mit einer Zulage fiir besondere Berufsgruppen ausgebracht
sind. 6Soweit gemaR Satz 1 Doppelbuchst. aa Planstellen der Titel 422 0. durch Arbeitnehmer (Titel
428 30) besetzt werden, sind die Ausgaben bei Titel 428 07 nachzuweisen.

Ein Beamter, der vom Landtag auf Grund der Verfassung oder auf Grund eines Landesgesetzes
gewahlt wurde, kann nach dem Ende seiner Amtszeit bis zur Einweisung in eine fir ihn geeignete
Planstelle auf einer Planstelle niedrigerer Wertigkeit, mindestens jedoch der Besoldungsgruppe
A13, verrechnet werden.

TAuf Stellen fiir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und auf Stellen fiir Polizeivollzugsbe-
amte in Ausbildung (Titel 422 21 bis 422 25) dirfen mit Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen und fir Heimat bis zur Bekanntmachung des nachsten Haushaltsgesetzes Beamte auf
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Probe oder Beamte auf Lebenszeit im jeweiligen Eingangsamt verrechnet werden. 2Die Zustim-
mung des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat ist nicht erforderlich, wenn die Verrech-
nung zwolf Monate nicht tberschreitet und die dadurch entstehenden Mehrkosten an geeigneter
Stelle bei den Personalausgaben des entsprechenden Einzelplans zuséatzlich eingespart werden.

d) '"Won den Stellenplanen fir tarifliche Arbeitnehmer darf voriibergehend nur dann abgewichen wer-
den, wenn Hohergruppierungen von Arbeitnehmern auf Grund fir den Freistaat Bayern verbindli-
cher, im Lauf des Haushaltsjahres in Kraft tretender neuer Tarifvertrage durchzufiihren sind. 2Nach
Moglichkeit sind hierfir jedoch besetzbare freie Stellen zu verwenden. 3In der Aufzeichnung Uber
die Stellenbesetzung ist die héhere Eingruppierung unter Hinweis auf den entsprechenden Tarif-
vertrag zu vermerken.

2. Beamte, die eine Zulage firr die Wahrnehmung befristeter Funktionen (Art. 53 BayBesG) oder eine
Zulage fir die Wahrnehmung eines héherwertigen Amtes (Art. 54 BayBesG) und deshalb eine Besol-
dung entsprechend einer héheren Besoldungsgruppe erhalten, sind, soweit im Haushaltsplan nichts
anderes bestimmt ist, in eine Planstelle dieser Besoldungsgruppe einzuweisen.

3. 'Beamte oder Arbeitnehmer, die auf Grund gesetzlicher oder tariflicher Vorschrift fiir ihre Person be-
tragsmaRig dauerhaft Besoldung oder Entgelte einer hdheren Besoldungs- oder Entgeltgruppe erhal-
ten, sind in die nachste besetzbar werdende Stelle dieser oder einer héheren Besoldungs- oder Ent-
geltgruppe einzuweisen. 2Fir den Ausgleich von Amtszulagen und Zulagen fiir besondere Berufsgrup-
pen gilt Entsprechendes. 3Satz 1 gilt nicht fir Zulagen gemaR Art. 57 BayBesG.

4. 'Nr. 3 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmern héherwertige Tatigkeiten tibertragen werden sollen und
dadurch tarifrechtliche Anspriiche auf Hohergruppierung begriindet werden oder bei einer voriiberge-
henden Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit nach § 14 des Tarifvertrags fir den &ffentlichen
Dienst der Lander (TV-L) eine Zulage zu zahlen ist. 2Dies gilt jedoch nicht bei einer voriibergehenden
Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit nach § 14 TV-L fiir die Zeit der Vertretung eines erkrankten
Bediensteten, fur die Zeit der Vertretung einer Bediensteten, die den Beschaftigungsverboten nach
den mutterschutzrechtlichen Vorschriften unterliegt, oder fir die Zeit der vollumfanglichen Urlaubsver-
tretung.

5. Wird einem Beamten, der ein Amt der Besoldungsordnung A (Art. 22 BayBesG) innehat, ein Amt der
Besoldungsordnung R (Art. 46 BayBesG) verliehen und erhalt dieser Beamte geman Art. 21 BayBesG
weiterhin das héhere Grundgehalt des Amtes der Besoldungsordnung A, kann von der Anwendung
der Nr. 3 abgesehen werden.

6. Wird einem Bediensteten Elternzeit gewahrt, kann zur Uberbriickung eines unabweisbaren Aushilfs-
bedarfs das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der betreffenden Stelle fir die Beschaftigung von
Aushilfskraften verwendet werden.

7. "Wird ein Bediensteter unter Fortfall der Bezlige beurlaubt und auf einer Leerstelle gefiihrt, kann zur
Uberbriickung eines unabweisbaren Aushilfsbedarfs das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der
betreffenden Stelle — fiir die gemaR Art. 6 Abs. 1 Stellenbindung bestehen muss — zur Verstarkung
des Titels 428 1. verwendet werden. 2Die Verstarkung kann nur zum Abschluss befristeter Arbeitsver-
trage verwendet werden. 3Abs. 2 Satz 2 bleibt unberihrt.

8. 'Wird eine Elternzeit zur Inanspruchnahme der Schutzfristen vor und nach der Entbindung entspre-
chend der mutterschutzrechtlichen Vorschriften vorzeitig beendet, so ist die Beamtin wahrend der
Schutzfristen in eine zur Verrechnung ihrer Bezlige geeignete freie und besetzbare Planstelle ihrer
Verwaltung einzuweisen. 2Bis zu einer Einweisung in eine geeignete freie und besetzbare Planstelle
ist die Beamtin wahrend der Schutzfristen auf einer freien und besetzbaren Planstelle einer um bis zu
vier Besoldungsgruppen niedrigeren Besoldungsgruppe zu fiihren. 3Ist eine Einweisung im Sinne der
Satze 1 und 2 mangels freier und besetzbarer Planstellen oder auf Grund einer geplanten zwingend
notwendigen Inanspruchnahme der Planstellen nicht méglich und wurde die Beamtin wahrend der
Elternzeit auf einer Leerstelle gefiihrt, kann die Beamtin voriibergehend, héchstens fir die Dauer der
Schutzfristen, weiterhin auf der Leerstelle gefiihrt werden. 4Die Satze 1 bis 3 gelten fiir Arbeitnehme-
rinnen entsprechend.

9. Im Ubrigen sind Abweichungen bei der Stellenbesetzung nur in besonderen unvorhergesehenen und
unabweisbaren Einzelfallen mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat kos-
tenneutral moglich.
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(4) 'In Kapitel 15 05 kann das Staatsministerium fiir Wissenschaft und Kunst, in den Kapiteln 15 06 bis
15 27, 15 32 bis 15 48, 15 50 sowie 15 59 bis 15 64 kénnen die Hochschulen und das Elitenetzwerk Bay-
ern innerhalb ihres jeweiligen Kapitels die Wertigkeiten der ausgebrachten Stellen fur Forschung und
Lehre neu festsetzen, soweit die Stellen frei sind oder frei werden und ein unabweisbarer Bedarf fur die
Neufestsetzung besteht. 2Veranderungen im Bereich der Stellen fiir die Hochschulverwaltung bediirfen
der vorherigen Zustimmung durch das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat. 3Aus den abwei-
chend vom Stellenplan neu festgesetzten Wertigkeiten dirfen sich keine hdheren Personalkosten erge-
ben, als es dem Gegenwert der umgewandelten Stellen entspricht. lm Benehmen mit der jeweiligen
Hochschule kénnen Stellen nach Kapitel 15 28 oder 15 49 umgesetzt und vom Staatsministerium fir Wis-
senschaft und Kunst den vorgenannten Kapiteln zur Abdeckung eines unabweisbaren Personalbedarfs
zugewiesen werden. ®Hierbei konnen die Stellenwertigkeiten kostenneutral neu festgelegt werden. éDas
Staatsministerium fiir Wissenschaft und Kunst wird erméachtigt, im Rahmen der zur Verfiigung stehenden
Mittel die Wertigkeiten der in Kapitel 13 30 Titelgruppe 56 und Kapitel 15 06 Titelgruppe 86 ausgebrachten
Stellen kostenneutral neu festzusetzen.

(5) 'Sind im Vollzug von Art. 25 Abs. 1 und 6 des Gesetzes liber kommunale Wahlbeamte und Wahl-
beamtinnen Beamte oder Arbeitnehmer in den Staatsdienst zu ibernehmen, so gelten die dafiir erforder-
lichen Stellen zusétzlich in der entsprechenden Wertigkeit fir die Dauer von zwei Jahren als im Staats-
haushalt bewilligt. 2Nach diesem Zeitraum sind diese Beschaftigten in andere geeignete, freie und be-
setzbare Stellen einzuweisen. 3Soweit bei der entsprechenden Verwaltung hierfiir keine geeigneten Stel-
len zur Verfigung stehen, gelten Leerstellen der entsprechenden Wertigkeit als bewilligt; Art. 50 Abs. 5
BayHO ist entsprechend anzuwenden.

(6) 'Im Rahmen des Bayerischen Genomforschungsnetzwerks, des Biosystemforschungsnetzwerks
einschlieBlich Kernzentrum, des Bayerischen Forschungsnetzwerks Immuntherapie, des Professorinnen-
programmes, des Energiecampus Nirnberg, des Technologietransfers, des Wettbewerbs ,Aufstieg durch
Bildung: offene Hochschulen®, des ,gemeinsamen Programms des Bundes und der Lander fir bessere
Studienbedingungen und mehr Qualitat in der Lehre* und zur Einrichtung von Projekten in den drei For-
derlinien im Rahmen der Exzellenzinitiative wird das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat zur
Schaffung von Planstellen und Stellen fiir Arbeitnehmer erméchtigt. 2Die Stellen erhalten den Vermerk
,kw mit Auslaufen der Finanzierung“. 3Im Fall der Exzellenzinitiative kénnen gesetzliche und arbeitsver-
traglich vereinbarte Beihilfeleistungen fir Beamte und Arbeitnehmer auf nach Satz 1 geschaffenen Stellen
auch zulasten der Beihilfeansatze bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewahrt werden, wenn die be-
treffenden Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag in Hohe des Durchschnittsbetrags der jahrlichen Bei-
hilfe- und Verwaltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an den Staatshaushalt abfihren; das Staats-
ministerium der Finanzen und fir Heimat teilt den betroffenen Dienststellen die nach den Aufwendungen
des Vorjahres zu bestimmenden Betrage mit.

(7) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird zur Schaffung von Planstellen und Stellen
fur Arbeitnehmer aus Zuwendungen Dritter, den Mitteln des Programms des Bundes ,Qualitatsoffensive
Lehrerbildung® und bis zu 65 %, zur Schaffung von Planstellen jedoch hdchstens bis zu 40 %, der bei
Kapitel 15 06 Titelgruppe 96 veranschlagten Mittel erméachtigt. 2Die Stellen aus Zuwendungen Dritter diir-
fen nur so lange in Anspruch genommen werden, als die Personalaufwendungen, im Fall von Planstellen
grundsatzlich mit Versorgungszuschlag, von dritter Seite erstattet werden und die Anschlussfinanzierung
gesichert ist. 3Gesetzliche und arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen fiir Beamte und Arbeitneh-
mer auf nach Satz 1 aus Zuwendungen Dritter geschaffenen Stellen kdnnen abweichend von Satz 2 auch
zulasten der Beihilfeansatze bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewahrt werden, wenn die betreffen-
den Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag in Héhe des Durchschnittsbetrags der jahrlichen Beihilfe-
und Verwaltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an den Staatshaushalt abflihren; das Staatsminis-
terium der Finanzen und fir Heimat teilt den betroffenen Dienststellen die nach den Aufwendungen des
Vorjahres zu bestimmenden Betrage mit. “Auf diesen Stellen gefiihrtes Lehrpersonal hat grundsatzlich
die volle Lehrverpflichtung zu erbringen.

(8) 'Zuschlage zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfahigkeit gemanr Art. 60 BayBesG sowie
Anwartersonderzuschlage gemal Art. 78 BayBesG durfen nur geleistet werden, soweit hierfir im Haus-
haltsplan Ausgabemittel veranschlagt sind. 2In den Haushaltsjahren 2019 und 2020 sind fiir Zuschlage
gemald Art. 60 BayBesG Ausgabemittel fir 275 Vergabemaoglichkeiten veranschlagt; fir die Justizvoll-
zugsanstalten sind Ausgabemittel fir Zuschlage gemal Art. 78 BayBesG veranschlagt.
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(9) 'Uber Stellen und die entsprechenden Ausgabemittel, die der Stellenplan als ,kw gemaR
Art. 6 Abs. 9 Haushaltsgesetz 2019/2020“ bezeichnet, darf mit ihrem Freiwerden ab dem 1. August 2021
nicht mehr verfligt werden. 2Satz 1 gilt unabhangig vom Grund des Freiwerdens. 3Art. 47 Abs. 2 BayHO
ist nicht anzuwenden. “Soweit eine Ernennung gemal § 8 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (Be-
amtStG), der ein vor dem 31. Juli 2021 zum Freistaat Bayern begriindetes Beamtenverhaltnis auf Widerruf
im Vorbereitungsdienst unmittelbar vorausgegangen ist, auf Grund des in Satz 1 genannten Zeitpunkts
nicht mdglich ist, verschiebt sich dieser Zeitpunkt auf den ersten Kalendertag, der nach dem Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Ernennung liegt. 3Schlief3t sich unmittelbar nach dem Beamtenverhaltnis auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst ein Arbeitsverhaltnis nach den Vorschriften des Tarifvertrags fiir den
offentlichen Dienst der Lander an oder ist vor der Ernennung ein Arbeitsverhaltnis nach den Vorschriften
des Tarifvertrags fur den 6ffentlichen Dienst der Lander vorgeschrieben, gilt Satz 4 entsprechend. 6Satz 4
gilt nicht fiir Stellen fir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst. “Soweit die mit einem kw-Vermerk
gemal Satz 1 versehenen Stellen mit befristet beschaftigten Arbeitnehmern besetzt wurden, verschiebt
sich der in Satz 1 genannte Zeitpunkt auf das Ende des jeweiligen befristeten Arbeitsvertrags, hochstens
jedoch um zwolf Monate. 8Die Art. 6b, 6¢ und 6f bleiben unberiihrt.

(10) Das Staatsministerium fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten wird ermachtigt, im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat kostenneutral bis zu 20 Stellen innerhalb
des Einzelplans 08 in das Kapitel 08 20 zur Errichtung eines Kompetenzzentrums fir Erndhrung umzu-
setzen, das verwaltungsmaRig in die Landesanstalt fur Landwirtschaft eingebunden ist.

(11) Art. 68 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayBesG ist mit der MaRgabe anzuwenden, dass jeweils an die Stelle
des Betrags ,,12 200 000 €“ der Betrag ,8 800 000 € und an die Stelle des Prozentsatzes ,0,2“ der Pro-
zentsatz ,,0,14“ tritt.

(12) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehoérden, Stellen aus den Einzelplanen 02 bis 16 in die fiir die Einfihrung
und fir den Betrieb der elektronischen Akte zustandigen Behdrden umzusetzen und bei Bedarf kosten-
neutral umzuwandeln. 2Die Stellen kdnnen mit einem Vermerk versehen werden, der eine Riickumset-
zung oder kostenneutrale Rickumwandlung oder beides vorsieht.

(13) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehorden, zur Deckung des personellen Bedarfs in der Unterbringungsver-
waltung der Regierungen, in den Verwaltungsgerichten und in den sonstigen flr Asylbewerber zustandi-
gen staatlichen Behdrden Stellen, die der Stellenbindung geman Abs. 1 Satz 1 unterliegen, umzusetzen
und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln. 2Satz 1 gilt entsprechend flr Stellen, die nicht der Stellen-
bindung geman Abs. 1 Satz 1 unterliegen, aber fur die im Haushaltsplan der Abschluss unbefristeter Be-
schaftigungsverhaltnisse zugelassen ist. 3Die flr die umgesetzten Stellen veranschlagten Haushaltsmittel
sind zusammen mit den Stellen umzusetzen. 4Die Stellen kdnnen mit einem Vermerk versehen werden,
der eine Ruckumsetzung oder kostenneutrale Rickumwandlung oder beides vorsieht.

(14) Das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehérden im Rahmen von Behdrdenverlagerungen sowie im Rahmen der
Einrichtung von Behdrdensatelliten in besonderen Einzelfallen Stellen, die der Stellenbindung gemaf
Abs. 1 Satz 1 unterliegen, umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln.

(15) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehdrden, die Stellen und die entsprechenden Personalmittel sowie die Amts-
entschadigung und die Mittel, die fir die Beauftragten der Bayerischen Staatsregierung und ihre Ge-
schéftsstellen veranschlagt sind, umzusetzen und die Stellen bei Bedarf kostenneutral umzuwandein.

(16) 'Das Staatsministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten wird erméachtigt, im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat

1. insgesamt bis zu 50 Stellen des Einzelplans 08 nach Kapitel 08 03, Titelgruppen 65 - 66 umzusetzen
und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln und

2. insgesamt bis zu 50 Stellen der Bayerischen Staatsgtter (Kapitel 08 03, Titelgruppen 65 - 66) in das
Kapitel 08 20 umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln.

2Stellen im Sinne von Satz 1 Nr. 2 sind neben den im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen der Bayeri-
schen Staatsgliter auch die im Wirtschaftsplan vorgesehenen Haushaltsmittel fiir Arbeitnehmer. 3Die fiir
die umgesetzten Stellen veranschlagten Haushaltsmittel sind zusammen mit den Stellen umzusetzen.
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(17) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehérden, Stellen sowie die entsprechenden Personalmittel, die fur die Auf-
gaben fur die Sicherheit des Luftverkehrs veranschlagt sind, nach Kapitel 09 09, Titelgruppe 70 umzuset-
zen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln.

(18) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird erméachtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehdrden, Stellen, die entsprechenden Personalmittel sowie Mittel fir den
Aufbau und den Betrieb des Arbeitsmedizinischen Instituts flr Schulen nach Kapitel 14 23 umzusetzen
und die Stellen bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln.

Art. 6a
(nicht besetzt)

Art. 6b
Sperre frei werdender Stellen ab 2019

(1) 'Ab 2019 sind 940 frei werdende Stellen fiir Beamte, Richter und Arbeitnehmer — einschlieRlich der
Stellen bei Titel 428 21, der Stellen bei Titel 428 22 des Einzelplans 08 und der Stellen bei Titelgruppen
der Einzelplane 09 und 12 — zu sperren. 2In die Sperre nicht einbezogen werden Stellen fiir Beamte auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst und Auszubildende sowie Leerstellen, Stellen fur abgeordnete Beamte
und Ersatzstellen.

(2) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat wird erméchtigt, im Einvernehmen mit den
betroffenen obersten Dienstbehdrden, die Sperre nach Abs. 1 aufzuheben sowie die gesperrten Stellen
umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln. 2Soweit Stellen umgesetzt und umgewandelt
werden, die nicht der Stellenbindung des Art. 6 Abs. 1 Satz 1 unterliegen, sind die fir die umgesetzten
und umgewandelten Stellen veranschlagten Haushaltsmittel zusammen mit den Stellen umzusetzen; fiir
Stellen, die der Stellenbindung unterliegen, kann eine Umsetzung der entsprechenden Haushaltsmittel
erfolgen.

Art. 6¢
Beschaftigung schwerbehinderter Menschen

(1) "In den Jahren 2019 und 2020 sind jeweils 200 vorhandene freie und frei werdende Stellen gesperrt
und der Einstellung zuséatzlicher schwerbehinderter Menschen vorbehalten, wobei eine Ubererfiillung der
Quote des Vorjahres auf die Quote des jeweiligen Haushaltsjahres angerechnet werden kann. 2Die Stel-
lensperre verteilt sich auf die Ressorts im Verhaltnis ihres Anteils an den nach dem Teil 3 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) maRgeblichen Arbeitsplatzen des Freistaates Bayern. 3Als Stellen im
Sinne des Satzes 1 gelten alle Arbeitsplatze im Sinne des Teils 3 SGB IX.

(2) 'Kénnen nach Abs. 1 gesperrte Stellen nicht mit neu eingestellten schwerbehinderten Menschen
besetzt werden, so werden in entsprechendem Umfang Stellen, fir die gemal Art. 6 Abs. 1 Stellenbin-
dung besteht, nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 umgesetzt. 2Sie sind grundsétzlich entsprechend dem Stellen-
bestand des jeweiligen Ressorts zu verteilen.

(3) Das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat kann die Amtsbezeichnungen, Wertigkeiten
und Stellenzahlen der Stellen im Kap. 13 03 Tit. 422 05 kostenneutral andern.

(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat setzt die Stellen im Kap. 13 03 Tit. 422 05 auf
Antrag in andere Verwaltungen fiir die Neueinstellung schwerbehinderter Menschen um. 2Scheidet ein
neu eingestellter schwerbehinderter Mensch innerhalb von zehn Jahren nach der Umsetzung aus dem
Staatsdienst aus, fallt die umgesetzte Stelle wieder nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 zurtck, soweit sie nicht
innerhalb eines Jahres wieder mit einem neu eingestellten schwerbehinderten Menschen besetzt wird.

(5) Art. 6b bleibt unberuhrt.
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Art. 6d
Ersatzstellen bei Altersteilzeit, begrenzter Dienstfahigkeit und bei Arbeitszeitmodellen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird erm&chtigt, Stellen auszubringen, wenn
Beamten die Arbeitszeit wegen begrenzter Dienstfahigkeit (§§ 27 und 29 Abs. 3 BeamtStG) herabgesetzt
wird oder Teilzeitbeschaftigung als Altersteilzeit (Art. 91 Abs. 1 bis 3 des Bayerischen Beamtengesetzes
— BayBG) bewilligt worden ist und jeweils ein Bedarf besteht, die durch die Herabsetzung der Arbeitszeit
oder durch die Gewahrung von Altersteilzeitbeschaftigung entstehenden personellen Kapazitatsverluste
zu ersetzen (Ersatzstellen).

(2) 'Als Ausgleich fiir einen begrenzt dienstfahigen Beamten kann fiir die Dauer der begrenzten Dienst-
fahigkeit eine Ersatzstelle in der gleichen Wertigkeit ausgebracht werden. 2Die Ersatzstelle fallt mit dem
Ende der begrenzten Dienstfahigkeit weg. 3Die Ausbringung der Ersatzstelle ist auf den dem Gehalts-
bruchteil entsprechenden Stellenbruchteil beschrankt, der sich aus der Differenz der Besoldung geman
Art. 7 BayBesG und der Besoldung geman Art. 6 BayBesG ergibt. 4Andert sich der Umfang der begrenz-
ten Dienstfahigkeit, andert sich der Stellenbruchteil entsprechend. 5Wird der Beamte wahrend der be-
grenzten Dienstfahigkeit beférdert, andert sich die Wertigkeit des Stellenbruchteils entsprechend.

(3) 'Als Ausgleich fiir einen Beamten in Altersteilzeit kann in den Fallen des Teilzeitmodells (Art. 91
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayBG) mit Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung, in den Fallen des Blockmodells
(Art. 91 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBG) mit Beginn der Freistellungsphase jeweils bis zum Ende der Alters-
teilzeitbeschaftigung eine Ersatzstelle in der Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten in Altersteilzeit
ausgebracht werden. 2Die Ersatzstelle kann auch bis zur Wertigkeit der Planstelle des Beamten in Alters-
teilzeit ausgebracht werden, wenn die dadurch entstehenden Mehrkosten durch eine entsprechende Stel-
lensperre bei den gemaf Art. 6 Abs. 1 Satz 1 gebundenen Stellen ausgeglichen werden. 3Die Ersatzstelle
fallt mit Ablauf der Altersteilzeitbeschaftigung weg. 4Die Ausbringung der Ersatzstelle ist im Fall des Block-
modells auf den durchschnittlichen Stellenbruchteil, im Fall des Teilzeitmodells auf 40 % des durchschnitt-
lichen Stellenbruchteils beschrankt. °Der durchschnittliche Stellenbruchteil entspricht dem durchschnittli-
chen Gehaltsbruchteil der letzten funf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung.

(4) 'Der Unterschied zwischen dem durch den Beamten in Altersteilzeit ohnehin belegten Stellenanteil
und dem durchschnittlichen Stellenbruchteil im Sinne des Abs. 3 Satz 5 ist bis zum Wegfall der Ersatz-
stelle gesperrt. 2lm Anschluss daran kann der durchschnittliche Stellenbruchteil nach Ablauf der Wieder-
besetzungssperre (Art. 6 Abs. 2) wieder besetzt werden.

(5) Fur Lehrer an o6ffentlichen Schulen ist fur jeden Altersteilzeitfall, bei dem eine Ersatzstelle ausge-
bracht wird, ein Bruchteil von einem Achtzehntel einer Planstelle mindestens in der Wertigkeit des Ein-
gangsamts des Beamten in Altersteilzeit zu sperren, wenn der Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung vor
dem 1. Januar 2004 lag; begann oder beginnt die Altersteilzeitbeschaftigung nach dem 31. Dezember
2003, betragt die Sperre ein Zwdlftel.

(6) 'Die Abs. 1 bis 4 gelten fiir die Altersteilzeit bei Richtern (Art. 10 des Bayerischen Richter- und
Staatsanwaltsgesetzes — BayRiStAG) und fur die begrenzte Dienstfahigkeit bei Richtern (Art. 66 BayRiS-
tAG) entsprechend. 2Der durchschnittliche Stellenbruchteil im Sinne des Abs. 3 Satz 5 entspricht in den
Fallen des Teilzeitmodells (Art. 10 Abs. 2 Nr. 1 BayRiStAG), in den Fallen des Blockmodells (Art. 10
Abs. 2 Nr. 2 BayRiStAG) und in den Fallen des modifizierten Blockmodells (Art. 10 Abs. 3 BayRIiStAG)
dem durchschnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten funf Jahre vor Beginn der AltersdienstermafRligung,
hdéchstens jedoch dem durchschnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten zwei Jahre vor Beginn der Alters-
dienstermafigung. 3Die Ausbringung der Ersatzstelle ist in den Fallen des modifizierten Blockmodells
zeitlich auf die Freistellungsphase und im Umfang auf den durchschnittlichen Stellenbruchteil beschrankt.
4Ist in den Fallen des modifizierten Blockmodells die Differenz aus dem fiktiven Stellenbruchteil, der dem
wahrend der Arbeitsphase durchschnittlich geleisteten tatsachlichen Dienst-Anteil entspricht, und dem
durchschnittlichen Stellenbruchteil groRer als null, ist diese Differenz vorrangig wahrend der Arbeitsphase
wertmafig zu sperren.

(7) 'Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird ermachtigt, bei Arbeitszeitmodellen mit
einer langerfristigen ungleichmafigen Verteilung der regelmafigen Arbeitszeit, die zu einer zeitweisen
volligen Freistellung von der Arbeitsleistung (Freistellungsphase) flhren, fir die Dauer der Freistellungs-
phase eine Ersatzstelle auszubringen. 2Die Ersatzstelle wird in der Wertigkeit des Bediensteten ausge-
bracht, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt. 3Der Umfang der Ersatzstelle ist auf den Stellen-
bruchteil begrenzt, der dem wahrend des Arbeitszeitmodells auerhalb der Freistellungsphase durch-
schnittlich geleisteten tatsachlichen Arbeitszeitanteil entspricht. 4Die Ersatzstelle kann nur mit einem bis
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zur Beendigung der Freistellung zeitlich befristet beschaftigten Bediensteten besetzt werden. Auf einer
fur einen Beamten oder Richter ausgebrachten Ersatzstelle kann stattdessen ein Beamter oder Richter in
der Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt, beschéftigt
werden, sofern nach dem Wegfall der Ersatzstelle eine sofortige Ubernahme dieses Beamten auf ander-
weitig frei werdenden, besetzbaren Planstellen gesichert ist. ®Die Ersatzstelle kann auch bis zu ihrer aus-
gebrachten Wertigkeit besetzt werden, wenn der Beschaftigte, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch
nimmt, unmittelbar im Anschluss an die Freistellungsphase aus dem Staatsdienst ausscheidet und nach
dem Wegfall der Ersatzstelle eine sofortige Ubernahme des Beschéftigten, der auf der Ersatzstelle ver-
rechnet wird, auf frei werdenden, besetzbaren Stellen gesichert ist; gleiches gilt auch bei Versetzung oder
Eintritt in den Ruhestand. 7Zum Ausgleich flr die Ersatzstelle ist die Stelle des Bediensteten, der das
Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt, wahrend der Gesamtdauer des Arbeitszeitmodells in Hohe des Un-
terschieds zwischen dem durch den Bediensteten ohnehin belegten Stellenanteil und dem Stellenanteil,
der dem aulerhalb der Freistellungsphase durchschnittlich geleisteten tatsachlichen Arbeitszeitanteil ent-
spricht, zu sperren.

(8) "Uber den weiteren Verbleib der nach den Abs. 1 bis 7 ausgebrachten Stellen ist im nachsten Haus-
haltsplan zu bestimmen. 2Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat wird erméchtigt, in beson-
deren Fallen Ausnahmen zuzulassen.

(9) Wenn Beamte die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 angetreten haben und als Ausgleich Ersatz-
stellen ausgebracht werden oder wurden, gelten insoweit die Abs. 1 bis 8 in der am 31. Dezember 2009
geltenden Fassung entsprechend.

Art. 6e
(nicht besetzt)

Art. 6f
Sperre frei werdender Stellen im Rahmen der Verldngerung der Arbeitszeit der Arbeitnehmer

(1) 'Im Rahmen der Verlangerung der Arbeitszeit der Arbeitnehmer sind insgesamt 500 frei werdende
Stellen fir Arbeitnehmer zu sperren (6f-Sperre). 2In die 6f-Sperre kdnnen vergleichbare Planstellen ein-
bezogen werden. 3In die 6f-Sperre nicht einbezogen werden Stellen der staatlichen Schulen im Einzel-
plan 05, der staatlichen Hochschulen, der staatlichen Kliniken und Krankenhauser, der Theater und Buih-
nen, der StralRenmeistereien und Autobahnmeistereien sowie Leerstellen, Stellen flr abgeordnete Be-
amte und Ersatzstellen. 4In die 6f-Sperre sollen die Stellen fiir Auszubildende nicht einbezogen werden.

(2) 'Die 6f-Sperre verteilt sich wie folgt auf die Einzelpléne (Sperrekontingente), wobei bei Stellenums-
etzungen zwischen den Einzelpldnen entsprechende anteilige Sperrekontingente auf die aufnehmende
Verwaltung tbergehen kdnnen:

Einzelplan Sperrekontingente
02 1
03 164
04 80
05 5
06 69
07 2
08 44
09 26
10 19
12 67
15 23

Summe 500

?Das Staatsministerium der Finanzen und flir Heimat wird erméachtigt, anhand der derzeitigen Stellen-
struktur die Sperrekontingente in monetare oder vergleichbare Einheiten umzurechnen und entsprechend
dieser Einheiten die 6f-Sperre zu vollziehen. 3Die 6f-Sperre sowie die Sperrekontingente kdnnen daher
von den in Abs. 1 und Satz 1 genannten absoluten Zahlen abweichen.
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(3) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen sind in den nachfolgenden Haushaltsplanen einzu-
ziehen.

(4) Die Art. 6b und 6c¢ bleiben unberihrt.

Art. 6g
Besetzung von Stellen fiir Arbeithehmer

(1) Abweichungen bei der Stellenbesetzung, die durch die Entgeltordnung (Anlage A TV-L in der ab
1. Januar 2012 geltenden Fassung) oder durch die Stellenplantberleitung gemaR Art. 6 Abs. 10 des
Haushaltsgesetzes 2007/2008 bedingt sind, sind mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen
und fur Heimat maglich.

(2) 'Waren Stellen auf Grund der Entgeltordnung in der ab 1. Januar 2012 geltenden Fassung abzu-
senken gewesen oder sind Stellen auf Grund dieser neuen Entgeltordnung abzusenken, diirfen diese bei
einer Neubesetzung nur in der entsprechenden niederwertigen Entgeltgruppe besetzt werden. 2Ausnah-
men in besonderen Fallen bediirfen der Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen und fir Hei-
mat; sie sollen kostenneutral erfolgen. 3Die Stellen sollen im nachsten Haushaltsplan abgesenkt werden.
4Die Satze 1 bis 3 gelten nicht soweit im Haushaltsplan fiir diese Arbeitnehmer Umwandlungsvermerke
(Art. 21 Abs. 2 BayHO) ausgebracht wurden.

(3) 'Die Abs. 1 und 2 gelten nur fir Stellen, die gemafl Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Stellenbindung unter-
liegen oder fiir verbindlich erklart wurden. 2Art. 6 Abs. 1 und 3 bleibt unberhrt.

Art. 6h
Besetzung von Stellen bei Familienpflegezeit

'Bei Inanspruchnahme von Familienpflegezeit nach dem Familienpflegezeitgesetz kann abweichend
von Art. 49 Abs. 2 Satz 3 BayHO in den Fallen, in denen gemal Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Stellenbindung be-
steht, bei der Stellenbesetzung wahrend der Pflegephase und der Nachpflegephase statt auf den jeweili-
gen Gehaltsbruchteil auf einen durchschnittlichen Arbeitszeitanteil aus Pflegephase und Nachpflege-
phase abgestellt werden. 2Art. 6d ist nicht anwendbar.

Art. 6i
Stellenhebungen im Doppelhaushalt 2019/2020

'Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Aus-
schuss fur Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags durch Stellenplaniberleitung im Stellenplan
der Haushaltsjahre 2019 und 2020 Stellenhebungen in Hohe von insgesamt jeweils 6 500 000 € vorzu-
nehmen. 2Die Jahreskosten in Hohe von 6 500 000 € verteilen sich wie folgt auf die Einzelplane:

Einzelplan Jahreskosten
02 16 000 €
03 1333000 €
04 479 000 €
05 3198 000 €
06 734 000 €
07 22 000 €
08 126 000 €
09 106 000 €
10 75000 €
11 15000 €
12 91 000 €
14 18 000 €
15 276 000 €
16 11 000 €
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3Stellenhebungen im Einzelplan 13 (Allgemeine Finanzverwaltung), die im Zustandigkeitsbereich des
Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat liegen, kdnnen aus dem in Satz 2 festgelegten Anteil des
Einzelplans 06 finanziert werden. “Die 2019 kostenwirksam gehobenen Stellen diirfen ab 1. November
2019 und die 2020 kostenwirksam gehobenen Stellen durfen ab 1. Mai 2020 in ihrer neuen Wertigkeit in
Anspruch genommen werden.

Art. 6j
Stellenansparung — Lernzeitverlangerung am Gymnasium

'In den Jahren 2019 bis 2025 sind die am Gymnasium im Kapitel 05 19 in der Aufwuchsphase des
neuen neunjahrigen Gymnasiums im jeweiligen Schuljahr nicht bendtigten Stellen langstens bis zum
31. Juli 2025 gesperrt. 2Die zahlenmaRige Festlegung des Gesamtumfangs der zum 1. August des jewei-
ligen Jahres nicht benétigten Stellen erfolgt in Abstimmung zwischen dem Staatsministerium fir Unterricht
und Kultus und dem Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat.

Art. 6k
Uberleitung der Arbeitsverhiltnisse am Regensburger Centrum fiir Interventionelle Inmunologie

Die Arbeitsverhaltnisse der bei der zentralen wissenschaftlichen Einrichtung der Universitat Regens-
burg ,Regensburger Centrum fir Interventionelle Immunologie® beschaftigten Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen des Freistaates Bayern und des Universitatsklinikums Regensburg gehen mit Wirkung vom
1. Juli 2019 auf die Stiftung Regensburger Centrum fiir Interventionelle Immunologie (RCI) Gber. 2Fir die
in Satz 1 genannten Personen und die weiteren Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen der Stiftung gelten
die flr den Freistaat Bayern jeweils einschlagigen Bestimmungen. 3Beschaftigungszeiten von Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen beim Freistaat Bayern und beim Universitatsklinikum Regensburg werden
von der Stiftung, solche bei der Stiftung werden vom Freistaat Bayern und vom Universitatsklinikum Re-
gensburg jeweils wie eigene Beschaftigungszeiten angerechnet. “Die Stiftung ist verpflichtet, die Versi-
cherung aller nach der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander versicherbaren Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen bei der genannten Versorgungsanstalt herbeizufiihren und dauerhaft
zu gewabhrleisten.

) Art. 7
Ubertragung von Ausgaben

(1) Ausgabereste und Haushaltsvorgriffe kdnnen mit Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen
und fur Heimat auf fur gleiche Zwecke, aber mit anderer Bezeichnung und Titelnummer, im Haushaltsplan
vorgesehene Titel Ubertragen werden.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat kann unbeschadet der Regelung in Art. 45
Abs. 3 BayHO unverbrauchte Mittel aus Ubertragbaren Ausgabebewilligungen der Haushaltsplane 2019
und 2020 einziehen, soweit dies zur Vermeidung oder Verminderung eines Fehlbetrags erforderlich ist.

(3) Abs. 2 gilt nicht fur Ubertragbare Ausgabebewilligungen, soweit bei diesen Ansatzen zweckgebun-
dene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) ihrem Verwendungszweck noch nicht zugefuihrt wurden.

Art. 8
Sonstige Erméachtigungen und Regelungen

(1) Folgende Regelungen und Ermachtigungen gelten weiter:

Art. 4 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1971/1972,

Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1979/1980,

Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1981/1982,

Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1993/1994,

Art. 8 Abs. 6, 10 und 12 des Haushaltsgesetzes 2011/2012,

Art. 8 Abs. 6, 10 bis 12 des Haushaltsgesetzes 2015/2016 und

Art. 8 Abs. 5, 6 bis 9, 12, 13, 16, 17, 19 und 20 des Haushaltsgesetzes 2017/2018.

N o ok~ w0Dbd =
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(2) 'Das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, fir Vorhaben zur Durchflih-
rung von Energieeinsparmafinahmen in bestehenden staatlichen Gebduden dem Abschluss von Energie-
spar-Contracting-Vertragen mit einem Gesamtvolumen von bis zu 10 000 000 € jahrlich zuzustimmen,
wenn samtliche entstehenden Kosten, einschlieBlich Zins- und Tilgungsaufwand, innerhalb einer Ver-
tragslaufzeit von hdchstens zwdlf Jahren aus den erwarteten Energieeinsparungen getragen werden kon-
nen und die Wirtschaftlichkeit gewahrleistet ist. 2Dabei kann eine einwendungs- und einredefreie Forfai-
tierung der Grundvergiitung bis zu einem Anteil von hochstens 70 % zugelassen werden. 3lst der Anteil
der laufenden Zahlungsverpflichtungen, der auf die getatigten Investitionen des Contractors in technische
Gerate, Anlagen und Sachen entfallt, geringer, gilt der niedrigere Prozentwert.

(2a) 'Das Staatsministerium der Finanzen und flir Heimat wird ermachtigt, zum Bezug von Nutzenergie
fur staatliche Gebaude im Weg von Energieliefer-Contracting dem Abschluss von Vertragen des Freistaa-
tes Bayern zuzustimmen, die eine einwendungs- und einredefreie Forfaitierung von bis zu 100 % des die
Investitionen abbildenden Grundpreises der vertragsgegenstandlichen Energielieferung vorsehen, wenn
der Freistaat Bayern unbelastetes Eigentum an samtlichen Sachen erhalt, die der Contractor zur Erfillung
seiner Verpflichtungen aus dem Energieliefer-Contracting-Vertrag einbringt oder mit einem Grundstick
des Freistaates Bayern verbindet. 2Soweit die Summe der Raten des die Investitionskosten abbildenden
Grundpreises im Einzelfall 1 000 000 € bezogen auf die Vertragslaufzeit nicht tberschreitet, gilt die Er-
machtigung nach Satz 1 bis zu einem Gesamtvolumen von 10 000 000 €; das Gesamtvolumen bemisst
sich nach der Jahressumme des die Investitionskosten abbildenden Grundpreises aus den Energieliefer-
Contracting-Vertragen.

(3) 'Die Bestande der Riicklagen und Sondervermdgen kénnen bis zu ihrer Inanspruchnahme im Rah-
men der Liquiditatssteuerung des Gesamthaushalts eingesetzt werden. 2Soweit dadurch oder aus sons-
tigen liquiditatsmaRigen Griinden die bestehende Kreditermachtigung fir die Anschlussfinanzierung aus-
laufender Altschulden noch nicht beansprucht werden muss, kann sie in die folgenden Haushaltsjahre
Ubertragen werden.

(4) Nach Art. 63 Abs. 5 BayHO in Verbindung mit Art. 63 Abs. 3 Satz 2 BayHO wird zugelassen, dass
Betreibern von Kinderbetreuungseinrichtungen Raumlichkeiten in staatseigenen Liegenschaften gegen
einen verbilligten Mietzins oder unter vollstandigem Verzicht auf einen Mietzins tUberlassen werden, wenn

1. der Elternbeitrag fir den Besuch den in der jeweiligen kommunalen Beitragssatzung festgelegten Be-
suchsbeitrag, hilfsweise den durchschnittlichen Besuchsbeitrag freigemeinnitziger Trager in der Ge-
meinde, nicht Uberschreitet und

2. inder Kindertageseinrichtung Betreuungsplatze fir Kinder von staatlichen Bediensteten bereitgehalten
werden.

(5) Das Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege wird erméachtigt, eine Ausfallblrgschaft zugunsten
der Pflegeausbildungsfonds Bayern Gesellschaft mit beschrankter Haftung zur Absicherung notwendiger
Fremdkapitalaufnahmen der Pflegeausbildungsfonds Bayern Gesellschaft mit beschrankter Haftung zur
Uberbriickung eines Liquiditatsengpasses des Ausgleichsfonds gemaR §§ 26 bis 36 Pflegeberufegesetz
bis zu einer Héhe von 60 000 000 € jahrlich zu dbernehmen.

(6) 'Das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, die Abgabe von Garantieer-
klarungen im Rahmen der Ausschreibungen von Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr

1. fir das Projekt ,Franken-Sudthiringen® bis zu einem Betrag von 470 000 000 €,

2. fur das Projekt ,Expressverkehr Ostbayern® bis zu einem Betrag von 340 000 000 €,

3. fur das Projekt ,Regionalverkehr Ostbayern® bis zu einem Betrag von 300 000 000 € und
4. fur das Projekt ,Linienstern Muhldorf* bis zu einem Betrag von 630 000 000 €

anzubieten, mit denen es fir die ordnungsgemale Leistung der Leasingraten durch das Eisenbahnver-
kehrsunternehmen gegeniiber dem Finanzier der Schienenfahrzeuge einsteht (Kapitaldienstgarantie).
?Die Laufzeit der Garantie darf hochstens 24 Jahre betragen. 3Damit verbunden ist die Verpflichtung, den
Wiedereinsatz der Schienenfahrzeuge wahrend der Amortisationszeit von 24 Jahren zu garantieren (Wie-
dereinsatzgarantie).
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(7) 'Das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, die Abgabe von Garantieer-
kldrungen im Rahmen der Ausschreibungen von Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr fir
das Projekt ,,1. Minchner S-Bahn-Vertrag“ bis zu einem Betrag von 4 100 000 000 € anzubieten, mit de-
nen es fur die ordnungsgemale Leistung der Leasingraten oder des Nutzungsentgelts durch das Eisen-
bahnverkehrsunternehmen gegeniber dem Finanzier der Schienenfahrzeuge einsteht (Kapitaldienstga-
rantie). 2Die Laufzeit der Garantie darf hochstens 30 Jahre betragen. 3Damit verbunden ist die Verpflich-
tung, den Wiedereinsatz der Schienenfahrzeuge wahrend der Amortisationszeit von 30 Jahren zu garan-
tieren (Wiedereinsatzgarantie). “Das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr wird ferner erméch-
tigt, die Garantie auf den Zeitraum zwischen Anzahlung auf der Grundlage des Fahrzeug-Liefervertrages
und Auslieferung sowie Abnahme der Schienenfahrzeuge (Bauzeitphase) zu erstrecken, um damit wah-
rend dieses Zeitraums fir die ordnungsgemalie Leistung der nach dem Fahrzeug-Liefervertrag zu leis-
tenden Anzahlungen durch das Eisenbahnverkehrsunternehmen einzustehen. ®Diese zeitliche Auswei-
tung der Garantie darf zusatzlich zu der in Satz 2 genannten maximalen Laufzeit der Garantie bis zu vier
weitere Jahre umfassen. éDer in Satz 1 genannte Héchstbetrag der Garantie bleibt hiervon unberiihrt.

(8) Das Staatsministerium flr Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen und Heimat, Burgschaften, Garantien und sonstige Gewahrleistungen
zulasten des Freistaats Bayern fur die Absicherung von Darlehen einschlie3lich der dazugehdrigen Zin-
sen an Eigentiimer und Erbbauberechtigte entsprechend der Richtlinie fir das Darlehensprogramm zur
Schaffung von energieeffizientem Mietwohnraum gegentber der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt
(BayernLabo) bis zur H6he von insgesamt 200 000 000 € zu Gbernehmen.

(9) Der Staatsbetrieb Bayerische Landeskraftwerke wird ermachtigt, mit der Bayerischen Landeskraft-
werke Gesellschaft mit beschrankter Haftung einen Gewinnabfiihrungsvertrag im Sinne des § 291 Abs. 1
Aktiengesetz einschlielllich einer Verlustiibernahmeverpflichtung im Sinne des § 302 Aktiengesetz fiir
eine Mindestlaufzeit von flinf Zeitjahren, beginnend ab dem 1. Januar 2019, zuschlie3en.

(10) Das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr wird erméachtigt, den Erbbauzins fur das der
Chiemseehospiz gKU im Erbbaurecht zur Errichtung und zum Betrieb eines Hospizes Uberlassene staats-
eigene Grundstlck Flurstiick-Nr. 2219/1 der Gemarkung Bernau a. Chiemsee soweit zu vermindern, als
er nicht von den Krankenkassen gemaf § 39a SGB V erstattungsfahig ist.

(11) Das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat wird ermachtigt, der Bayerischen Staatsbad
Bad Reichenhall Kur-GmbH Bad Reichenhall/Bayerisch Gmain zum Zweck der Erweiterung der Ruper-
tusTherme im Staatsbad Bad Reichenhall ein auf die Dauer von 99 Jahren befristetes unentgeltliches
Erbbaurecht an den staatseigenen Grundstiicken Flurstick-Nr. 669/5 zu rund 587 m?, Flurstlck-Nr. 669/9
zu rund 2 664 m?, Flurstlick-Nr. 669/13 zu rund 38 m?, Flursttick-Nr. 670 zu rund 19 656 m?, Flurstick-Nr.
670/1 zu rund 158 m? und Flursttick-Nr. 670/2 zu rund 833 m? der Gemarkung Bad Reichenhall einzurdu-
men.

(12) Gemal Art. 63 Abs. 5 BayHO in Verbindung mit Art. 63 Abs. 3 Satz 2 BayHO wird zugelassen,

1. Gemeinden, Gemeindeverbanden und sonstigen juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts unter
Aufsicht des Freistaates Bayern die Nutzung der Basisdienste des BayernPortals und der Geodaten-
infrastruktur Bayern sowie des BayernWLAN ganz oder teilweise unentgeltlich einzurdumen, soweit
Gegenseitigkeit gewahrleistet ist; Gemeinden und Gemeindeverbanden ist die Nutzung der BayernBox
ganz oder teilweise unentgeltlich einzuraumen, soweit Gegenseitigkeit gewahrleistet ist;

2. natlrlichen und juristischen Personen die Endnutzung der Basisdienste des BayernPortals sowie des
BayernWLAN und der Einrichtungen der BayernLabs ganz oder teilweise unentgeltlich zu gestatten.

(13) 'Das Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst wird erméachtigt, der Helmholtz-Zentrum fiir
Infektionsforschung Gesellschaft mit beschrankter Haftung Braunschweig ein unentgeltliches Erbbaurecht
an dem staatseigenen Grundstiick Flurstlick-Nr. 4400 der Gemarkung Wiirzburg von rund 4 500 m? fiir
die Errichtung eines Gebaudes fir das Helmholtz-Institut fir RNA-basierte Infektionsforschung (HIRI) ein-
zuraumen und Abstandsflachen auf das genannte staatseigene Grundstlick unentgeltlich insoweit zu
Ubernehmen, als dies auf Grund baurechtlicher Bestimmungen fir die Errichtung des HIRI-Gebaudes
erforderlich ist. 2Ferner wird das Staatsministerium fiir Wissenschaft und Kunst ermachtigt, der Erbbau-
rechtsnehmerin die Mitnutzung des genannten staatseigenen Grundstiicks fiir die Dauer der Bauzeit und
darlber hinaus unentgeltlich zu gestatten. 3Weiterhin wird das Staatsministerium fir Wissenschaft und
Kunst ermachtigt, auf das Entgelt fir das Verlegen und Nutzen von Leitungen zur ErschlieBung des HIRI-
Gebaudes flr die Dauer der Bauzeit und dariber hinaus zu verzichten.
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(14) 'Das Staatsministerium fiir Wissenschaft und Kunst und das Universitatsklinikum Regensburg wer-
den ermachtigt, der Stiftung Regensburger Centrum fur Interventionelle Immunologie (RCI) in den von der
Universitdt Regensburg und vom Universitatsklinikum Regensburg genutzten Liegenschaften auf den
staatseigenen Grundsticken Flurstiick-Nrn. 129 der Gemarkung Graf} sowie 201/1 der Gemarkung Re-
gensburg Hauptnutzflachen in einem Gesamtumfang bis zu 3 200 m2 unentgeltlich zur dauerhaften Nut-
zung zu Uberlassen. 2Sie werden ferner ermachtigt, die fiir die zentrale wissenschaftliche Einrichtung der
Universitat Regensburg ,Regensburger Centrum fur Interventionelle Immunologie® beschafften Verméo-
gensgegenstande mit einem geschatzten Wert bis zu 10 000 000 € unentgeltlich auf die genannte Stiftung
zu Ubertragen.

(15) Das Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, der Stadibau — Gesellschaft
fir den Staatsbedienstetenwohnungsbau in Bayern mit beschrankter Haftung an den staatseigenen
Grundstiicken Flurstiick-Nr. 399/25 der Gemarkung Schwabing 442 m?, Teilflache von etwa 21 000 m?
des staatseigenen Grundstiickes Flurstiick-Nr. 472/324 der Gemarkung Schwabing, Flurstick-Nr.
472/351 der Gemarkung Schwabing 1 601 m?, Teilflache von etwa 34 000 m? des staatseigenen Grund-
stickes Flurstlck-Nr. 16165 der Gemarkung Minchen Sektion 8, Flurstick-Nr. 55/2 der Gemarkung
OberschleiRheim 2 124 m? und Flurstick-Nr. 225/3 der Gemarkung Oberschleif3heim 1 716 m? jeweils ein
auf die Dauer von 60 Jahren befristetes, unentgeltliches Erbbaurecht einzurdumen.

(16) 'Das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr wird ermachtigt, an Teilflachen aus den
staatseigenen Grundstiicken Flurstiick-Nrn. 164 und 166/5 der Gemarkung GroRhadern und Flurstick-
Nrn. 692 und 724/1 der Gemarkung Planegg im Ausmalf} von insgesamt rund 25 000 m? fiir die Betriebs-
anlagen des Verlangerungsabschnitts der U-Bahnlinie U 6 von der aktuellen Endhaltestelle Klinikum
Grolthadern nach Martinsried unentgeltlich eine beschrankte personliche Dienstbarkeit zugunsten der
Gemeinde Planegg zu bestellen. 2Der Gemeinde Planegg diirfen weiterhin Teil- und Gesamtflachen aus
den staatseigenen Grundstiicken Flurstiick-Nrn. 164 und 166/5 der Gemarkung Grofshadern und aus den
Flurstiick-Nrn. 692, 724/1, 901, 910, 912, 933, 935/2, 935/3, 937/7, 939, 942, 943, 944, 946 und 947 der
Gemarkung Planegg fur Baustellenzwecke, einschlieRlich Nutzung als Deponieflachen, zur Verlangerung
der U-Bahnlinie U 6 nach Martinsried im Ausmal} von insgesamt rund 140 000 m? vorubergehend unent-
geltlich zur Nutzung tberlassen werden.

. Art. 8a
Anderung des Kommunalabgabengesetzes

Das Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBI.
S. 264, BayRS 2024-1-1), das zuletzt durch § 1 Abs. 57 der Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Art. 13 Abs. 6 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefugt:

»2Liegt der Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2018 und dem 31. Méarz 2021, so kann die Gemeinde
in der Satzung auch einen hdéheren Anteil festlegen oder den Beitrag ganz erlassen.”

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
2. Nach Art. 19 wird folgender Art. 19a eingefuigt:

LArt. 19a
Harteausgleich Strallenausbaubeitrag

(1) 'Zum anteiligen Ausgleich besonderer Harten durch StralRenausbaubeitrage, die nach den Best-
immungen dieses Gesetzes fir den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2017 erho-
ben wurden, errichtet der Freistaat Bayern einen Hartefallfonds. 2Dieser wird einmalig mit 50 Mio. €
ausgestattet.

(2) "Uber Leistungen aus dem Hartefallfonds wird auf Antrag durch eine unabhéngige und an fach-
liche Weisungen nicht gebundene Kommission durch Verwaltungsakt entschieden. 2Der Kommission
gehoren folgende vom Staatsminister des Innern, flr Sport und Integration berufene Mitglieder an:

1. ein vom Ministerrat benanntes Mitglied, das den Vorsitz fuhrt,
2. zwei vom Staatsministerium des Innern, flr Sport und Integration benannte Mitglieder,

3. zwei vom Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie benannte Mitglieder.
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3FUr jedes Mitglied wird ein stellvertretendes Mitglied berufen. 4Satz 2 gilt entsprechend. 5Die Mitglieder
sollen Bedienstete des Freistaates Bayern sein.

(3) Die Kommission entscheidet mit der Mehrheit ihrer Mitglieder.

(4)'Fir die Kommission wird im Geschéaftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und
Integration eine Geschaftsstelle eingerichtet. 2Die Geschaftsstelle wird im Namen der Kommission ta-
tig.

(5) "Antrage kénnen nur vom 1. Juli 2019 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 gestellt werden.
?|st der Bescheid oder die Vereinbarung, durch die eine Zahlungspflicht in Bezug auf eine Stralen-

ausbaumalinahme geschaffen wird, an mehrere Personen gemeinschaftlich gerichtet, kdnnen die Ad-
ressaten oder die Parteien einen Antrag nur gemeinschatftlich stellen.

(6) 'Jeder Antragsteller hat bei der Ermittlung des Sachverhalts sowohl im Rahmen der Bewilligung
als auch im Rahmen einer etwaigen spateren Uberpriifung mitzuwirken und geforderte Unterlagen
oder Nachweise beizubringen. 2Die Kommission kann fir die Mitwirkung jeweils angemessene Fristen
setzen. 3Ein Antrag wird ohne weitere Priifung abgelehnt oder eine bereits erteilte Bewilligung wider-
rufen oder zuriickgenommen, wenn der Antragsteller seiner Mitwirkungspflicht nach Satz 1 und 2 nicht
fristgerecht nachkommt und auf Verlangen der Kommission nicht unverziglich glaubhaft macht, dass
die Verspatung nicht auf seinem Verschulden beruht; hierauf ist der Antragsteller bei der Fristsetzung
hinzuweisen.

(7) 'Antragsbefugt sind natiirliche Personen, Personengesellschaften und juristische Personen des
Privatrechts. 2Ausgenommen sind Personengesellschaften und juristische Personen, bei denen ein
Uberwiegender Einfluss des Staates insbesondere durch seine Mehrheit am Grundkapital oder durch
sein Stimmrecht oder durch die rechtlichen oder organisatorischen Verhaltnisse besteht. 3Unter Staat
sind der Freistaat Bayern, der Bund, ein auslandischer Staat, die Lander oder andere Gebietskorper-
schaften oder Einrichtungen der mittelbaren Staatsverwaltung alleine oder zusammen zu verstehen.
4Antragsbefugt ist nur,

1. gegen wen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes durch Bescheid, Vergleich oder Vereinba-
rung im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2017 Stralenausbaubei-
trage, entsprechende Vorauszahlungen oder eine entsprechende Abldse in H6he von mindestens
2 000 € festgesetzt wurden, soweit die Beitrage nicht erlassen oder anderweitig erstattet worden
sind, und

2. wer bei Antragstellung Eigentiimer oder beitragspflichtig dinglich Nutzungsberechtigter des Grund-
stucks ist, auf das die Belastung zuriickgeht, und

3. wer im Jahr der Festsetzung der Belastung Uber ein zu versteuerndes Einkommen von nicht mehr
als 100 000 €, bei Zusammenveranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern von nicht mehr als
200 000 € verfugte.

5Das zu versteuernde Einkommen richtet sich nach Wahl der Antragsteller entweder nach dem im
Zeitpunkt der Antragstellung gultigen Steuerbescheid des Jahres des Bescheiderlasses oder der Ver-
einbarung oder nach dem Mittelwert der durch im Zeitpunkt der Antragstellung gultigen Steuerbe-
scheide belegten Einkommen aus einem Dreijahreszeitraum, dessen letztes Jahr dem Jahr des Be-
scheiderlasses oder der Vereinbarung entspricht. 6Sofern fiir den mafRgeblichen Zeitraum eine Befrei-
ung von der Abgabe einer Einkommensteuererklarung besteht, sind dem Antrag geeignete Unterlagen
beizufligen, aus denen sich das zu versteuernde Einkommen ergibt. 7Ist der Bescheid oder die Ver-
einbarung, durch die eine Zahlungspflicht in Bezug auf eine StralRenausbaumalinahme geschaffen
wird, an mehrere Personen gemeinschaftlich oder an eine Personengesellschaft gerichtet, so bestimmt
sich die Einkommensgrenze aus der Summe der einzelnen Einkommensgrenzen und das relevante
Einkommen aus der Summe der entsprechend Satz 5 und 6 ermittelten Einkommen der einzelnen
Personen oder Gesellschafter.

(8) 'Die Gewahrung eines Harteausgleichs nach diesem Artikel ist eine freiwillige Leistung. 2Auf sie
besteht kein Rechtsanspruch.

(9) 'Eine ausgleichsfahige Harte liegt nur vor, soweit die Belastung dem Betroffenen unter Berlick-
sichtigung insbesondere systemischer Harten, der zeitlichen Nahe der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids zum Stichtag des Art. 19 Abs. 7 Satz 1, der Einkommensverhaltnisse und der Hohe des Bei-
trags nicht zugemutet werden kann. 2Der Kommission kommt hinsichtlich des Vorliegens einer Harte
sowie deren Gewichtung ein freier Beurteilungsspielraum zu. 3Der Harteausgleich kann maximal in
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Hohe der geleisteten Beitrage abzliglich einer Eigenbelastung in Héhe von 2 000 € erfolgen. “Ein Har-
teausgleich unterbleibt, soweit er flir den Betroffenen als unerlaubte Beihilfe nach europarechtlichen
Vorschriften zu bewerten ware.

(10) 'Erstattungsanspriiche des Leistungsempfangers bezlglich der den Harteausgleich begriin-
denden Zahlung gegentiber der Gemeinde insbesondere nach Art. 5 Abs. 5 Satz 2 und 3 sowie Art. 19
Abs. 8 gehen mit der Leistungsgewahrung aus dem Hartefallfonds in H6he des Harteausgleichs auf
den Freistaat Bayern Uber. 2Der Leistungsempfanger ist verpflichtet, dem Freistaat Bayern die zur
Geltendmachung der Forderung nétigen Auskiinfte zu erteilen und ihm die zum Beweis der Forderung
dienenden Urkunden, soweit sie sich in seinem Besitz befinden, vorzulegen. Daneben ist er verpflich-
tet, den Forderungsschuldner von dem Forderungsiibergang in Kenntnis zu setzen. “Leistungen aus
dem Hartefallfonds sind an den Freistaat Bayern zurlickzuzahlen, soweit der betroffene Beitrag end-
gultig erlassen oder erstattet oder der Bescheid endgiiltig aufgehoben wird; soweit dies der Fall ist, ist
der Bewilligungsbescheid aufzuheben. ®Satz 4 gilt nicht, wenn der Harteausgleich durch einen Forde-
rungslibergang nach Satz 1 ausgeglichen wurde. 8Abs. 5 findet Anwendung.

(11) 'Das Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration kann im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie das Nahere

1. zur dienstlichen Stellung der Mitglieder der Kommission,
2. zur Organisation der Geschéftsstelle,
3. zum Verfahren der Kommission,
4. zum Nachweis der antragsbegriindenden Tatsachen
durch Rechtsverordnung regeln.”
3. Art. 21 wird wie folgt geandert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.
b) Es wird folgender Abs. 2 angefugt:
»(2) Art. 19a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2027 aul3er Kraft.*

Art. 9
Anderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 5. August 2010 (GVBI. S. 410, 764, BayRS 2032-
1-1-F), das zuletzt durch § 1 Abs. 84 der Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. Art. 34 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort ,Gerichte” die Woérter ,, , in Abschiebungshafteinrichtungen®
eingefugt.

b) Es wird folgender Satz 3 angefugt:

,°Die Zulage nach Satz 1 Nr. 3 wird nicht neben einer Zulage nach Satz 1 Nr. 2 gewahrt; dies gilt
entsprechend, wenn und solange die Zulage nach Satz 1 Nr. 2 gemaR Art. 21 Abs. 1 Satz 3 fortge-
zahlt wird.”

2. In Anlage 1 werden in der Fullnote 1 zu der Besoldungsgruppe A 15 nach dem Wort ,Forsten® die
Woérter ,oder am Staatlichen Bauamt* eingefuigt.

3. Anlage 2 wird wie folgt gedndert:

a) Bei der Amtsbezeichnung ,Sekretar, Sekretarin“ wird in der Spalte ,Zusatze“ nach dem Wort ,Jus-
tizsicherheits-“ das Wort ,Pflege-“ eingeflgt.

b) Bei der Amtsbezeichnung ,Obersekretar, Obersekretarin® wird in der Spalte ,Zusatze“ nach dem
Wort ,Museumsbetriebs-“ das Wort ,Pflege-“ eingefiigt.

c) Bei der Amtsbezeichnung ,Hauptsekretar, Hauptsekretarin“ wird in der Spalte ,Zusatze” nach dem
Wort ,Landwirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefiigt.
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d) Bei der Amtsbezeichnung ,Inspektor, Inspektorin® wird in der Spalte ,Zusatze* nach dem Wort
~Landwirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefligt.

e) Bei der Amtsbezeichnung ,Oberinspektor, Oberinspektorin® wird in der Spalte ,Zusatze* nach dem
Wort ,Landwirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefiigt.

f) Bei der Amtsbezeichnung ,Amtmann, Amtfrau® wird in der Spalte ,Zusatze* nach dem Wort ,Land-
wirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefigt.

g) Bei der Amtsbezeichnung ,Amtsrat, Amtsratin“ wird in der Spalte ,Zusatze“ nach dem Wort ,Land-
wirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefiigt.

h) Bei der Amtsbezeichnung ,Rat, Ratin“ wird in der Spalte ,Zusatze® nach dem Wort ,Medizinal-“ das
Wort ,Pflege-“ eingefiigt.

i) Bei der Amtsbezeichnung ,Oberrat, Oberratin“ wird in der Spalte ,Zusatze” nach dem Wort ,Land-
wirtschafts-“ das Wort ,Pflege-“ eingefiigt.

j) Beider Amtsbezeichnung ,Direktor, Direktorin“ wird in der Spalte ,Zusatze* nach dem Wort ,Muse-
ums-“ das Wort ,Pflege-*“ eingefligt.

k) Beider Amtsbezeichnung ,Leitender Direktor, Leitende Direktorin® wird in der Spalte ,Zusatze* nach
dem Wort ,Museums-* das Wort ,Pflege-“ eingefligt.

4. In Anlage 7 Rechtsgrundlage Art. 51 Abs. 1 Nr. 6 wird die Angabe ,41,82“ durch die Angabe ,100,00*
ersetzt.”

Art. 10
Anderung des Bayerischen Familiengeldgesetzes

Das Bayerische Familiengeldgesetz (BayFamGG) vom 24. Juli 2018 (GVBI. S. 613, 622, BayRS 2170-
7-A), wird wie folgt geandert:

1. In Art. 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort ,erzieht” die Worter ,,und fiir eine forderliche frih-
kindliche Betreuung des Kindes sorgt” eingefiigt.

2. Dem Art. 9a wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Fur Entscheidungen auf Grund eines bis 1. Juli 2019 gestellten Antrags wird vermutet, dass die
Voraussetzung nach Art. 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Alt. 2 vorgelegen hat.”

) Art. 10a
Anderung des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes

Dem Art. 2 Abs. 4 des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes (BayLPflIGG) vom 24. Juli 2018 (GVBI.
S. 613, 625, BayRS 2170-9-G) wird folgender Satz 4 angefugt:

»*Das Landespflegegeld ist kein Pflegegeld nach landesgesetzlichen Vorschriften im Sinne des § 4 Abs. 1
Nr. 7 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags.

) Art. 11
Anderung des Spielbankgesetzes

Art. 5 Abs. 1 Satz 2 des Spielbankgesetzes (SpielbG) vom 26. Juli 1995 (GVBI. S. 350, BayRS 2187-
1-1), das zuletzt durch § 1 Abs. 179 der Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) gedndert worden
ist, wird wie folgt gefasst:

,2Die Spielbankabgabe betragt bei einem jahrlichen Bruttospielertrag
bis 25 Millionen Euro fiinfundzwanzig v.H.,

uber 25 Millionen Euro dreifig v.H.

des Bruttospielertrages der jeweiligen Spielbank.®
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Art. 12
Anderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2000 (GVBI. S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 1 Abs. 216 der Verordnung
vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In Art. 10 Abs. 8 wird die Angabe ,Absatz 8" durch die Angabe ,Abs. 7 ersetzt.
2. Art. 31 wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 2 werden die Tabellen nach Satz 1 wie folgt gefasst:

LA: Grundschulen

Schiilerzahlbereich | Je Schiiler ... Fiir die ersten ... LWStd
LWStd Schiiler

14 bis 50 1,378 13 21,20
51 bis 100 1,272 50 72,10
101 bis 150 1,272 100 134,60
151 bis 200 1,219 150 196,10
201 bis 250 1,219 200 254,40
251 bis 300 1,219 250 313,80
301 bis 350 1,166 300 373,10
351 bis 400 1,166 350 430,40
401 bis 450 1,166 400 488,70
451 bis 500 1,113 450 545,90
ab 501 1,113 500 600,00

B: Mittelschulen

Schiilerzahlbereich | Je Schiiler ... Fiir die ersten ... LWStd
LWStd Schiiler

14 bis 50 2,020 13 21,80
51 bis 100 1,966 50 93,90
101 bis 150 1,911 100 192,20
151 bis 200 1,856 150 283,90
201 bis 250 1,747 200 376,70
251 bis 300 1,747 250 464,10
301 bis 350 1,747 300 549,30
351 bis 400 1,747 350 636,60
401 bis 450 1,693 400 724,00
451 bis 500 1,693 450 808,10
ab 501 1,693 500 891,10

b) In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort ,vier” durch das Wort ,drei“ ersetzt.
3. In Art. 32 Abs. 1 Satz 9 wird die Angabe ,Satz 5 durch die Angabe ,Satz 6“ ersetzt.
4. In Art. 40 Satz 3 wird die Angabe ,72 v. H.“ durch die Angabe ,75 v. H.” ersetzt.
5. In Art. 47 Abs. 3 wird die Angabe ,,102,50 € durch die Angabe ,106 €* ersetzt.
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Art. 13
Weitere Anderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz, das zuletzt durch Art. 12 dieses Gesetzes geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. In Art. 17 Abs. 4 wird das Wort ,vier” durch das Wort ,drei“ ersetzt.
2. In Art. 40 Satz 3 wird die Angabe ,75 v. H.“ durch die Angabe ,77 v. H.“ ersetzt.

Art. 14
Anderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) vom 8. Juli 2005 (GVBI. S. 236,
BayRS 2231-1-A), das zuletzt durch § 1 Abs. 218 der Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstbersicht wird gestrichen.
2. Art. 19 wird wie folgt geandert:
a) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:
.. Elternbeitrage
a) entsprechend den Buchungszeiten nach Art. 21 Abs. 4 Satz 6 staffelt und

b) soweit fiir das Kind nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 und 2 ein Anspruch auf einen Zuschuss be-
steht, in gleicher H6he ermafigt,”.

b) In Nr. 9 werden nach dem Wort ,Gesetz* die Wérter ,sowie die staatliche Leistung nach Art. 23
Abs. 3 Satz 1 und 2 eingefiigt.

3. Art. 23 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) 1Zur Entlastung der Familien leistet der Staat neben der Férderung nach Art. 18 Abs. 2 einen
Zuschuss zum Elternbeitrag fur Kinder in Kindertageseinrichtungen, die die Voraussetzungen des
Art. 19 erfiillen. 2Der Zuschuss betragt 100 Euro pro Monat und wird fiir die Zeit vom 1. September
des Kalenderjahres, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet, bis zum Schuleintritt gewahrt.
3Der Zuschuss entfallt, wenn der Schulbesuch trotz Schulpflicht verweigert wird. 4Die Auszahlung er-
folgt an die Gemeinden im Rahmen der kindbezogenen Férderung. 5Die Gemeinden sind verpflichtet,
den Foérderbetrag an die von ihnen nach diesem Gesetz geforderten Trager weiterzureichen.”

4. Nach Art. 30 wird folgender 7. Teil eingefligt:

.. Teil
Schlussbestimmungen

) Art. 31
Ubergangsvorschrift

'Der Zuschuss nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 wird erstmals fiir Monate ab dem 1. April 2019 gewahrt.
2Anspriiche auf Gewahrung eines Zuschusses nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 in der bis zum 31. Marz 2019
geltenden Fassung bleiben unberihrt.”

Art. 15
Anderung der Kinderbildungsverordnung

§ 21 der Kinderbildungsverordnung (AVBayKiBiG) vom 5. Dezember 2005 (GVBI. S. 633, BayRS 2231-
1-1-A), die zuletzt durch § 1 Abs. 219 der Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. Abs. 1 wird aufgehoben.
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2. Der bisherige Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Die Absatzbezeichnung ,(2)“ wird gestrichen.

b) In Satz 1 werden die Woérter ,nach Abs. 1“ durch die Wérter ,nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayKiBiG*
ersetzt.

c) Satz 3 wird durch die folgenden Satze 3 und 4 ersetzt:

.>Stellen die Eltern einen Antrag zur Schulpflicht des Kindes, haben sie dies dem Trager unverzig-
lich mitzuteilen. 4§ 26 Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend.”

) Art. 16
Anderung der Bayerischen Zulagenverordnung

In Anlage 4 Rechtsgrundlage § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 3 der Bayerischen Zulagenverordnung
(BayZulV) vom 16. November 2010 (GVBI. S. 747, BayRS 2032-2-11-F), die zuletzt durch § 4 des Geset-
zes vom 12. Juni 2018 (GVBI. S. 391) geandert worden ist, wird jeweils die Angabe ,4,50“ durch die An-
gabe 5,00 ersetzt.

Art. 17
Durchfiihrungsbestimmungen

Fir die Ausfliihrung des Haushaltsplans und die Aufstellung der Haushaltsrechnung gelten neben den
allgemeinen haushaltsrechtlichen Vorschriften die weiteren haushaltsgesetzlichen Regelungen in den
Durchfuihrungsbestimmungen zu diesem Gesetz.

Art. 18
Inkrafttreten, Auerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in Kraft.
(2) Abweichend von Abs. 1 treten in Kraft:
1. Art. 10 und Art. 12 Nr. 2 Buchst. a mit Wirkung vom 1. August 2018,
2. die Art. 14 und 15 mit Wirkung vom 1. April 2019,
3. Art. 8a am 1. Juni 2019,
4. Art. 9 Nr. 4 am 1. Juli 2019,
5. Art. 13 am 1. Januar 2020.

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten bis zum Tag der Bekanntmachung des Haushaltsge-
setzes des folgenden Haushaltsjahres weiter.

(4) Mit Ablauf des 31. Dezember 2018 treten auler Kraft:

1. das Haushaltsgesetz 2009/2010 (HG 2009/2010) vom 14. April 2009 (GVBI. S. 86, BayRS 630-2-
17- F), das durch § 1 des Gesetzes vom 12. April 2010 (GVBI. S. 169) geandert worden ist, und

2. das Haushaltsgesetz 2011/2012 (HG 2011/2012) vom 14. April 2011 (GVBI. S. 150, BayRS 630-2-18-
F), das zuletzt durch § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBI. S. 190) geadndert worden
ist, und

3. das Haushaltsgesetz 2013/2014 (HG 2013/2014) vom 18. Dezember 2012 (GVBI. S. 686, BayRS 630-
2-19-F), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBI. S. 190) geandert worden ist,
und

4. das Haushaltsgesetz 2015/2016 (HG 2015/2016) vom 17. Dezember 2014 (GVBI. S. 511, BayRS 630-
2-20-F), das durch § 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBI. S. 477) geandert worden ist.
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Anlage 1

Haushaltsplan des Freistaates Bayern
fur die Haushaltsjahre 2019 und 2020

Gesamtplan

Teil I Haushaltsubersicht
einschlieBRlich Ubersicht (iber die Ver-
pflichtungsermachtigungen

Teil Il Finanzierungsubersicht

Teil llI: Kreditfinanzierungsplan

Im Zusammenhang mit der Neugliederung der Geschéaftsbereiche nach Art. 49 der Verfassung am 21.
Marz 2018 (LT-Drs. 17/21243) und 12. November 2018 (LT-Drs. 18/8) wurden die Einzelplane 09 und
16 neu ausgebracht sowie zwischen den Einzelplanen 02, 03, 05, 06, 07, 09, 10, 13, 15 und 16 Haus-
haltsmittel bzw. Stellen umgesetzt. Insoweit unterscheiden sich die in den nachfolgenden Ubersichten
nachrichtlich genannten Betrdge des Haushaltsjahrs 2018 von denen zuletzt im 2. Nachtragshaushalts-
gesetz 2018 ausgewiesenen Betragen. Die Vollumsetzungen sind in den Allgemeinen Erlduterungen
der betreffenden Einzelplane im Einzelnen dargestellt.
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Gesamtplan
Einnahmen
Einzel- Bezeichnung Betrag fir Betrag fiir gegenulber
plan 2019 2018 2018
mehr (+)
weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. €
1 2 3 4 5
01 Landtag 7475 783,0 -35,5
02 Ministerprasident und Staatskanzlei 4949 4954 -0,5
03 Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration 598.636,2 630.244,0 -31.607,8
04 Staatsministerium der Justiz 1.067.311,5 1.044.079,4 +23.232,1
05 Staatsministerium fir Unterricht und Kultus 83.194 1 92.808,1 -9.614,0
06 Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat 465.984,4 446.988,5 +18.995,9
07 Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 183.236,6 177.276,7 +5.959,9
08 Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 395.688,5 403.211,6 -7.523,1
09 Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr 2.212.016,1 2.043.525,5 +168.490,6
10 Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales 1.814.034,9 1.702.195,2 +111.839,7
11 Bayerischer Oberster Rechnungshof 12,9 12,9 -
12 Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucherschutz 120.823,8 125.205,4 -4.381,6
13 Allgemeine Finanzverwaltung 56.436.534,9 53.122.573,1 +3.313.961,8
14 Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege 13.092,9 12.865,7 +227,2
15 Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst 1.964.494,0 1.876.764,2 +87.729,8
16 Staatsministerium fir Digitales 6,0 - +6,0
Summe | 65.356.309,2| 61.679.028,7| +3.677.280,5
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Teil I: Haushaltsiibersicht 2019

Ausgaben + Uberschuss / - Zuschuss
Betrag fir Betrag fir gegeniiber Betrag fiir Betrag fiir Verpflichtungs- Einzel-
2019 2018 2018 2019 2018 ermachtigungen plan
mehr (+) 2019
weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12
175.507,8 133.078,1 +42.429,7 -174.760,3 -132.295,1 41.340,0 01
119.840,1 114.581,2 +5.258,9 -119.345,2 -114.085,8 19.038,0 02
6.046.394,1 5.834.897,2 +211.496,9 -5.447.757,9 -5.204.653,2 960.393,3 03
2.500.792,1 2.396.794,8 +103.997,3 -1.433.480,6 -1.352.715,4 487.869,5 04
13.133.445,9 12.619.987,1 +513.458,8 -13.050.251,8 -12.527.179,0 308.275,2 05
2.784.141,1 2.704.890,9 +79.250,2 -2.318.156,7 -2.257.902,4 849.856,4 06
1.166.397,0 1.108.572,0 +57.825,0 -983.160,4 -931.295,3 613.110,0 07
1.542.117,3 1.503.711,8 +38.405,5 -1.146.428,8 -1.100.500,2 314.986,3 08
4.065.374,5 3.844.191,3 +221.183,2 -1.853.358,4 -1.800.665,8 5.543.081,8 09
6.223.485,6 5.422.533,7 +800.951,9 -4.409.450,7 -3.720.338,5 280.987,1 10
37.405,6 36.402,8 +1.002,8 -37.392,7 -36.389,9 - 11
961.046,3 922.948,5 +38.097,8 -840.222,5 -797.743,1 208.946,6 12
18.556.878,5 17.614.829,3 +942.049,2 +37.879.656,4 +35.507.743,8 958.152,0 13
724.847,8 574.360,8 +150.487,0 -711.754,9 -561.495,1 185.850,4 14
7.238.385,5 6.817.825,7 +420.559,8 -5.273.891,5 -4.941.061,5 738.279,1 15
80.250,0 29.423,5 +50.826,5 -80.244,0 -29.423,5 17.173,0 16
65.356.309,2 61.679.028,7 +3.677.280,5 - - 11.527.338,7
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Gesamtplan
Einnahmen
Einzel- Bezeichnung Betrag fir Betrag fiir gegenulber
plan 2020 2019 2019
mehr (+)
weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. €
1 2 3 4 5
01 Landtag 7475 7475 -
02 Ministerprasident und Staatskanzlei 4949 4949 -
03 Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration 579.067,7 598.636,2 -19.568,5
04 Staatsministerium der Justiz 1.067.171,5 1.067.311,5 -140,0
05 Staatsministerium fir Unterricht und Kultus 89.316,6 83.194 1 +6.122,5
06 Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat 465.989,9 465.984,4 +5,5
07 Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 183.436,6 183.236,6 +200,0
08 Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 396.350,6 395.688,5 +662,1
09 Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr 2.187.110,6 2.212.016,1 -24.905,5
10 Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales 1.901.825,7 1.814.034,9 +87.790,8
11 Bayerischer Oberster Rechnungshof 12,9 12,9 -
12 Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucherschutz 120.901,3 120.823,8 +77,5
13 Allgemeine Finanzverwaltung 51.131.281,3 56.436.534,9 -5.305.253,6
14 Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege 13.141,0 13.092,9 +48,1
15 Staatsministerium fir Wissenschaft und Kunst 1.814.992,2 1.964.494,0 -149.501,8
16 Staatsministerium fir Digitales 6,0 6,0 -
Summe | 59.951.846,3| 65.356.309,2 -5.404.462,9
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Teil I: Haushaltsiibersicht 2020

Ausgaben + Uberschuss / - Zuschuss
Betrag fir Betrag fir gegeniiber Betrag fiir Betrag fiir Verpflichtungs- Einzel-
2020 2019 2019 2020 2019 ermachtigungen plan
mehr (+) 2020
weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12
174.250,6 175.507,8 -1.257,2 -173.503,1 -174.760,3 9.000,0 01
120.364,7 119.840,1 +524.,6 -119.869,8 -119.345,2 11.038,0 02
6.049.816,5 6.046.394,1 +3.422,4 -5.470.748,8 -5.447.757,9 850.332,9 03
2.565.865,6 2.500.792,1 +65.073,5 -1.498.694,1 -1.433.480,6 282.776,7 04
13.655.143,1 13.133.445,9 +521.697,2 -13.565.826,5 -13.050.251,8 295.815,4 05
2.865.467,8 2.784.141,1 +81.326,7 -2.399.477,9 -2.318.156,7 770.448,9 06
1.211.746,3 1.166.397,0 +45.349,3 -1.028.309,7 -983.160,4 388.690,0 07
1.571.174,6 1.542.117,3 +29.057,3 -1.174.824,0 -1.146.428,8 312.631,3 08
4.069.198,6 4.065.374,5 +3.824,1 -1.882.088,0 -1.853.358,4 4.126.918,8 09
6.622.855,1 6.223.485,6 +399.369,5 -4.721.029,4 -4.409.450,7 236.227,0 10
38.761,2 37.405,6 +1.355,6 -38.748,3 -37.392,7 - 11
1.028.736,2 961.046,3 +67.689,9 -907.834,9 -840.222,5 222.015,0 12
11.863.373,4 18.556.878,5 -6.693.505,1 +39.267.907,9 +37.879.656,4 1.739.589,4 13
635.513,8 724.847,8 -89.334,0 -622.372,8 -711.754,9 59.210,0 14
7.394.568,8 7.238.385,5 +156.183,3 -5.579.576,6 -5.273.891,5 622.993,8 15
85.010,0 80.250,0 +4.760,0 -85.004,0 -80.244,0 18.013,0 16
59.951.846,3 65.356.309,2 -5.404.462,9 - - 9.945.700,2
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Gesamtplan
Betrag fur Betrag fur Betrag fur
Teil ll: Finanzierungsuibersicht fiir die Haushaltsjahre 2019 und 2020 2019 2020 2018
Tsd. € Tsd. € Tsd. €

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos
1. Einnahmen

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Ricklagen, Ein-

nahmen aus UDErsChisSSEN)........cccuuiiiiiiiiiiiie e 63.974.661,0 58.509.936,7 60.187.211,1
2. Ausgaben

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Ricklagen

und Ausgaben zur Deckung eines Fehlbetrags) ..........ccoccovivciieinieiiiieciniecee, 64.939.792,4 59.777.646,3 61.014.978,7
3. Finanzierungssaldo (Nr. 1 abziglich Nr. 2)........ccccooiiiiiiii e -965.131,4 -1.267.709,6 -827.767,6
B. Deckung des Finanzierungssaldos
1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt
1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
1.1.1 im allgemeinen Haushalt................ccooiiiiiiiiiiii e 2.052.000,0 955.000,0 1.823.198,0
1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB 628.500,0 671.200,0 -
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung fir Kreditmarktmittel (einschlieBlich Marktpflege)
1.2.1 im allgemeinen Haushalt................ccoooiiiiiiiiiii e 2.052.000,0 1.505.000,0 1.823.198,0
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB.............ccccccoiiiiiiiiiiiiieene 878.500,0 871.200,0 1.500.000,0
1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (Nr. 1.1 abzlglich Nr. 1.2)......c..ccccoviiiene -250.000,0 -750.000,0 -1.500.000,0
2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren
2.1 Einnahmen aus UDErsChiiSSEN .............ccceiiriririiviueriiisieieieiee e - - -
2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen..........ccueveiiiiiiiiiiiiiiiee e - - -
3. Riicklagenbewegung
3.1 Entnahmen aus Ruicklagen, Fonds und Stocken.........c.ccccooviiiiiniiiiiiicc e, 1.631.648,2 2.191.909,6 2.991.817,6
3.2  Zufihrungen an Ricklagen, Fonds und StOcKe..........cccocoviiiiiiiniiiiiiiecccc e 416.516,8 174.200,0 664.050,0
3.3 Saldo (Nr. 3.1 @bzUglich NI 3.2) ...coeiiiiiie e 1.215.131,4 2.017.709,6 2.327.767,6
4. Deckung insgesamt (Nr. 1.3 und Nr. 3.3) 965.131,4 1.267.709,6 827.767,6
Teil lll: Kreditfinanzierungsplan fiir die Haushaltsjahre 2019 und 2020
1. Kredite am Kreditmarkt
1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
1.1.1 im allgemeinen Haushalt.................ooiiiiiii e e 2.052.000,0 955.000,0 1.823.198,0
1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB...............ccccooiiiiiiiiiiiiinene 628.500,0 671.200,0 -
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung fiir Kreditmarktmittel (einschlieRlich Marktpflege)
1.2.1 im allgemeinen Haushalt.............c..ooiiiiiiiii e e 2.052.000,0 1.505.000,0 1.823.198,0
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB.............cccccooiiiiiiiiiicins 878.500,0 871.200,0 1.500.000,0
1.3 Saldo (Nr. 1.1 @bzUglich NI 1.2) ..o -250.000,0 -750.000,0 -1.500.000,0
2. Kredite im offentlichen Bereich
2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von Gebietskérperschaften u. A. ........ - - 150,0
2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskdrperschaften u. A.............cccccoovreeen. 48.000,0 48.000,0 60.000,0
2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abzuglich Nr. 2.2)........cccccooiiiiiiiiee -48.000,0 -48.000,0 -59.850,0
3. Kreditaufnahmen insgesamt
3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und NI 2.1) . ..o 2.680.500,0 1.626.200,0 1.823.348,0
3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2).......cccoiiiiiiiiie e, 2.978.500,0 2.424.200,0 3.383.198,0
3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3) .....oooiiiiiiii e -298.000,0 -798.000,0 -1.559.850,0
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Anlage 2
(zu Art. 17)

Durchfiihrungsbestimmungen
zum Haushaltsgesetz 2019/2020
(DBestHG 2019/2020)

Deckungsfahigkeit

Soweit nicht Nr. 12.1 zur Anwendung kommt, sind innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel ge-
genseitig deckungsfahig die Mittel der Titel

517 01 Bewirtschaftung der Grundstiicke, Gebaude und Raume,
517 05 Bewirtschaftung durch Heizung, Beleuchtung und elektrische Kraft,
518 0. Mieten und Pachten fir Grundstiicke, Gebdude und Raume,

514 0. Haltung von Dienstfahrzeugen und
527 0. Reisekostenvergitungen fir Dienstreisen,

531 1.  Fachverodffentlichungen und
531 2. Sonstige Veroffentlichungen.

Innerhalb desselben Einzelplans sind die Mittel der Titel 519 0. (Unterhaltung der Grundstiicke
und baulichen Anlagen), 701 0. (kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) und 702 0. (grund-
legende Erneuerung und Sanierung von Kanal-, Schachtbau- und Abwasseranlagen) gegensei-
tig deckungsfahig.

'Mit Einwilligung der zusténdigen obersten Staatsbehdrde kdnnen die bei den einzelnen Titeln
der Anlagen S (staatlicher Hochbau) veranschlagten Ausgaben und Verpflichtungsermachtigun-
gen nach dem Baufortschritt verstarkt werden, wenn der Mehrbetrag innerhalb der Hochbau-
ausgaben oder -verpflichtungsermachtigungen desselben Einzelplans eingespart wird; dem
Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat ist jeweils ein Abdruck des entsprechenden Ein-
willigungsschreibens der zustandigen obersten Staatsbehdrde zuzuleiten. 2Die danach zulas-
sige gegenseitige Verstarkung darf nicht zu einer Abweichung von den den einzelnen Bauvor-
haben zugrunde liegenden Unterlagen gemaR Art. 24 oder 54 BayHO oder zu einer Uberschrei-
tung der festgesetzten Gesamtkosten der einzelnen Mafinahmen flihren. 3Bei grundstockfinan-
zierten Ansatzen ist eine Umschichtung nur zugunsten grundstockkonformer Hochbaumafinah-
men zuldssig; das Nahere regelt das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat.

Im Ubrigen ergibt sich die Deckungsfahigkeit von Ausgabemitteln aus den im Haushaltsplan
enthaltenen Vermerken.

Bewirtschaftung der Personalausgaben

'Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die in Art. 6 Abs. 1
genannten Stellenplane unter Beachtung der Nr. 3 gebunden. 2Soweit keine Stellenbindung be-
steht, richtet sich die Bewirtschaftung grundsatzlich nach den veranschlagten Haushaltsbetra-
gen; dabei kdnnen innerhalb der einzelnen Kapitel die Erstattungsleistungen der Bundesagentur
fur Arbeit nach dem Altersteilzeitgesetz entsprechend dem Entstehungsgrund den betroffenen
Haushaltsansatzen zugefihrt werden.

Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6 Abs. 1 genannten Titeln veranschlagten Mittel fir Per-
sonalausgaben (einschlieBlich Titel 421 0.) dirfen — insoweit in Abweichung von Art. 45 Abs. 1
BayHO — bei der Ausfiihrung des Haushaltsplans zu einer Summe zusammengefasst und in-
nerhalb des Einzelplans gemeinsam bewirtschaftet werden. 2Soweit bei den in die gemeinsame
Bewirtschaftung einbezogenen Ansatzen aullerplanmaRige Ausgaben und bei den nicht in die
gemeinsame Bewirtschaftung einbezogenen Ansatzen lber- und auerplanmalige Ausgaben
erforderlich werden, gilt die Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat
hierzu allgemein als erteilt, wenn die tiber- und auRerplanmafigen Ausgaben ausschlie3lich auf
Stellenbesetzungen nach Art. 6 Abs. 3 Nr. 1 zurtickzufiihren sind.

Fir Beamte und Arbeithehmer, bei denen gemafl Art. 6 Abs. 1 eine Stellenbindung besteht,
dirfen Mehrarbeit oder Uberstunden, fiir die eine Vergiitung zu zahlen ist, nur angeordnet wer-
den, wenn bei Titel 422 41 (Mehrarbeitsvergiitungen fiir Beamte) oder Titel 428 41 (Uberstun-
denentgelte fir Arbeithehmer) ausreichende Mittel zur Verfligung gestellt sind.
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3.1
3.1.1

3.14

3.1.7

3.2
3.2.1

Die Titel 422 0., 428 01 und 428 02 dirfen einseitig zulasten der Titel flir Europaische Fonds
verstarkt werden.

Besetzung von Planstellen und Stellen

Fir die Besetzung von Planstellen und Stellen gelten Art. 6 dieses Gesetzes, Art. 47, 49 und 50
BayHO sowie die zu diesen Bestimmungen erlassenen Verwaltungsvorschriften unter Beach-
tung der nachstehenden Bestimmungen.

Besondere Regelungen fiir den Hochschulbereich

'Wissenschaftliche Mitarbeiter im Sinne des Art. 22 des Bayerischen Hochschulpersonalgeset-
zes (BayHSchPG) kénnen auch auf gleich- oder hoherwertigen Stellen fiir Akademische Rate,
Akademische Oberrate, Akademische Direktoren oder Leitende Akademische Direktoren — je-
weils ohne Lehrkréfte fur besondere Aufgaben an einer Hochschule — sowie auf Stellen fiir Pro-
fessoren verrechnet werden. 2Akademische Oberrate auf Zeit der Besoldungsgruppe A 14 kon-
nen auf Stellen flir Akademische Direktoren oder auf Stellen fur Leitende Akademische Direkto-
ren — jeweils ohne Lehrkrafte flir besondere Aufgaben an einer Hochschule — sowie auf Stellen
fur Professoren verrechnet werden.

"Inhaber der Amter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen
Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors — jeweils ausschlieRlich der Lehrkrafte
fir besondere Aufgaben an einer Hochschule — sowie wissenschaftliche Mitarbeiter konnen
nicht auf Stellen, die fir Lehrkrafte fir besondere Aufgaben an einer Hochschule ausgewiesen
sind, verrechnet werden. 2Dies gilt nicht fiir Akademische Rate, Akademische Oberrate, Akade-
mische Direktoren oder Leitende Akademische Direktoren, die mit einer Lehrverpflichtung von
mehr als acht Lehrveranstaltungsstunden aus Amtern der alten Personalstruktur iibernommen
wurden.

Inhaber der Amter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen
Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors — jeweils einschliel3lich der Lehrkrafte fiir
besondere Aufgaben — der Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 (Art. 19 bis 21 und 24 BayH-
SchPG) sowie vergleichbare Arbeitnehmer kénnen auf Stellen fiir Professoren der Besoldungs-
gruppen W 2 und W 3 verrechnet werden.

Stellen fir Akademische Rate auf Zeit der Besoldungsgruppe A 13 und Akademische Oberrate
auf Zeit der Besoldungsgruppe A 14 dirfen mit entsprechend eingestuften Arbeithehmern sowie
wissenschaftlichen Mitarbeitern mit einem Bachelor-Abschluss besetzt werden, wenn deren Ar-
beitsverhaltnis den fir wissenschaftliche Mitarbeiter geltenden Bestimmungen (Art. 22 BayH-
SchPG) entsprechend befristet ist, sowie mit Arzten, die in einem befristeten Arbeitnehmerver-
haltnis zur Erlangung der Gebietsarztanerkennung beschaftigt werden.

Stellen der Entgeltgruppe 13 durfen mit wissenschaftlichen Mitarbeitern im Arbeithehmerver-
haltnis im Sinne des Art. 22 Abs. 2 Satz 1 BayHSchPG, die einen Bachelor-Abschluss erworben
haben, besetzt werden.

Kinstlerische Mitarbeiter werden bei der Stellenverrechnung wie wissenschaftliche Mitarbeiter
behandelt.

"Arzte der klinisch-theoretischen Institute der Medizinischen Fakultaten, die vom Geltungsbe-
reich des Tarifvertrags fir Arztinnen und Arzte an Universitatskliniken erfasst sind, kénnen in
besonderen unabweisbaren Fallen auf Stellen der Besoldungsgruppe W 2, des akademischen
Mittelbaus oder Arbeitnehmerstellen in den Entgeltgruppen 13 bis 15 verrechnet werden.
2Hierzu bedarf es mit Ausnahme der Nachbesetzungen der Bestandsfélle der vorherigen Zu-
stimmung des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat.

Unter den Voraussetzungen der Nr. 3.1.4 durfen auf Stellen fir Juniorprofessoren der Besol-
dungsgruppe W 1 Akademische Rate auf Zeit der Besoldungsgruppe A 13 sowie entsprechend
eingestufte Arbeithehmer und wissenschaftliche Mitarbeiter mit einem Bachelor-Abschluss ver-
rechnet werden.

Besondere Regelungen fur den Richterbereich

Auf Stellen fir Richter der Besoldungsgruppe R 2 kénnen auch Richter kraft Auftrags der Be-
soldungsgruppen A 13 bis A 16, auf Stellen fur Richter der Besoldungsgruppe R 1 auch Richter
kraft Auftrags der Besoldungsgruppen A 13 bis A 15 verrechnet werden.
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4.2.1
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423

424

4.2.5

'Auf Planstellen der BesGr B 3 kénnen vorlibergehend Richter oder Staatsanwalte bis zur
BesGr R 3, auf Planstellen der BesGr A 16 mit Amtszulage Richter oder Staatsanwalte bis zur
BesGr R 2 mit Amtszulage, auf Planstellen der BesGr A 16 Richter oder Staatsanwalte bis zur
BesGr R 2, auf Planstellen der BesGr A 15 Richter oder Staatsanwalte bis zur BesGr R 1 mit
Amtszulage und auf Planstellen der BesGr A 14 Richter oder Staatsanwalte der BesGr R 1 ver-
rechnet werden. 2Die Verrechnung soll nicht Ianger als zwolf Monate erfolgen.

Arbeitnehmer-Budget

'Das Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat wird ermachtigt, zur Vorbereitung einer
Einflihrung eines Arbeithehmer-Budgets bei der Besetzung von Stellen fir planmaRige Beamte
und Richter, die gemaR Nr. 2.1 Satz 1 und Nr. 2.2 Satz 1 der gemeinsamen Bewirtschaftung
unterliegen, mit Arbeitnehmern zu bestimmen, dass Entgelte abweichend auf Titel 428 07 ge-
bucht werden kénnen. 2Auf lber- oder auflerplanmafige Ausgaben, die sich auf Grund der nach
Satz 1 abweichenden Buchung ergeben, ist Art. 37 BayHO nicht anzuwenden; auf3erplanma-
Rige Ausgaben sind jedoch in der Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen.

Das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat kann im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Obersten Rechnungshof fir den Vollzug des Arbeithnehmer-Budgets einen von den
Durchfiihrungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz, den Verwaltungsvorschriften zur Bayeri-
schen Haushaltsordnung (VV-BayHO) und den Bestimmungen fiir die Auszahlung und den
rechnungsmanigen Nachweis der Bezliige und sonstigen Leistungen bei Versetzung, Abord-
nung und Zuweisung abweichenden Nachweis der Entgeltzahlungen bestimmen.

Feststellungen der Rechnungspriifung

1Stellen, die auf Grund von Feststellungen der Rechnungspriifung nicht oder nicht in der veran-
schlagten Wertigkeit erforderlich sind, sind in die Verhandlungen zur Aufstellung des Haushalts-
plans einzubeziehen. 2Art. 50 Abs. 1 BayHO bleibt unberthrt.

Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleistungen

Aus Mitteln fir Bezuge und dergleichen dirfen Fahrkostenzuschisse fur die regelmaRigen Fahr-
ten zwischen Wohnung und Dienststatte nach Maligabe der Fahrkostenzuschuss-Bekanntma-
chung des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat (FkzBek) vom 15. November 2001
(FMBI. S. 471; 2002 S. 69, StAnz. 2002 Nr. 27) in der jeweils geltenden Fassung einschlieRlich
der darauf entfallenden Pauschalsteuern gewahrt werden.

Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Verwaltungsausgaben) kénnen auch die Ausgaben
geleistet werden:

fur die Ubernahme von Kosten des Rechtsschutzes fiir Bedienstete des Freistaates Bayern,
fur die Kosten
a) der amtsarztlichen Untersuchung von

- Beamten und Bewerbern,

- Lehrkraften kirchlicher Genossenschaften, die auf Grund von Abstellungsvertragen im 6f-
fentlichen Volksschuldienst und Sondervolksschuldienst tatig sind, und

- Geistlichen und Laienkatecheten, die an offentlichen Volksschulen, Sondervolksschulen
und staatlichen Berufsschulen Religionsunterricht erteilen, sowie

b) einer von der Ernennungsbehérde angeordneten klinischen oder facharztlichen Untersu-
chung,

soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt sind, fir den Sachschadenersatz ehrenamtlicher
Richter und ehrenamtlicher Mitglieder von bei Staatsbehdrden gebildeten Ausschissen (Ab-
schnitt 13 der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht analog),

fur die Erstattung von Auslagen bei Vorstellungsreisen nach den geltenden Bestimmungen des
Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat,

fur die Ubernahme von Kosten einer Impfung — Grundimmunisierung, Auffrischungsimpfung,
Impfserum — gegen FSME. Voraussetzung fir die Kostenibernahme ist, dass die beschaftigte
Person in definierten FSME-Risikogebieten nach Robert-Koch-Institut
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a) in der Land-, Forst- und Holzwirtschaft, im Gartenbau sowie in der Vermessungsverwaltung
regelmaBig Tatigkeiten in niederer Vegetation und in Waldern,

b) im StraBenbetriebsdienst und im Bereich der Wasserwirtschaft mit regelmafigen Tatigkeiten
in niederer Vegetation,

¢) im Tierhandel und bei der Jagd Tatigkeiten mit regelmaRigem direkten Kontakt zu freileben-
den Tieren oder

d) in Forschungseinrichtungen und Laboratorien regelmafig Tatigkeiten mit Kontaktmoglichkeit
zu infizierten Proben oder Verdachtsproben, zu erregerhaltigen oder verunreinigten Gegen-
standen oder Materialien, wenn der Ubertragungsweg gegeben ist,

auslbt und dadurch die Gefahr einer Infektion durch das FSME-Virus im Vergleich zur Allge-
meinbevdlkerung erhoht ist,

fur die Ubernahme der notwendigen Fahrkosten — bis zur Héhe der Kosten fiir die Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel oder im Fall einer notwendigen Benutzung eines eigenen Fahrzeugs
Wegstreckenentschadigung in sinngemaier Anwendung des Art. 6 Abs. 6 des Bayerischen Rei-
sekostengesetzes — BayRKG — fur die aus Anlass einer dienstlich angeordneten Inanspruch-
nahme des beim Betriebsarztlichen Dienst im jeweiligen Geschéaftsbereich angesiedelten
Psychologen.

Unterbringung in staatlichen Lehreinrichtungen

Die Unterbringung in den in staatlichen Lehreinrichtungen verfigbaren Unterkinften kann im
Rahmen von Fort- oder Weiterbildung oder Dienstreisen fir staatliche Bedienstete oder im Rah-
men einer Dozententatigkeit unentgeltlich erfolgen; die Regelungen der Erstattungsverordnung
bleiben davon unberuhrt.

'Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten (Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei den staat-
lichen Lehreinrichtungen verfligbaren Unterkiinfte Gberlassen. 2Der Fachbereich Allgemeine In-
nere Verwaltung der Hochschule fiir den 6ffentlichen Dienst in Bayern gilt insoweit als staatliche
Lehreinrichtung fur die gesamte Dauer des fachtheoretischen Studiums der Verwaltungsinfor-
matiker. 3Lehreinrichtungen im Sinne dieser Vorschrift sind solche, die ausschlieflich oder na-
hezu ausschlieBlich Bildungsaufgaben fir die Beschaftigten des offentlichen Dienstes wahrneh-
men. “Die Inanspruchnahme einer Unterkunft ist freiwillig. 5Flr die Bereitstellung der Unterkunft
werden Kosten nicht erhoben. éDie staatliche Lehreinrichtung kann die Bereitstellung einer Un-
terkunft davon abhangig machen, dass der Beamte einen Kostenbeitrag zu einer Verpflegung
entrichtet, wenn sie eine solche Verpflegung anbietet.

1Studierenden der Hochschule fiir den 6ffentlichen Dienst in Bayern, die im Einzugsgebiet des
Ortes der Lehreinrichtung wohnen (§ 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Bayerischen Trennungsgeldver-
ordnung — BayTGV — in Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Umzugskosten-
gesetzes) und nicht schwerbehindert sind, werden keine Unterkdinfte Giberlassen. 2Wenn im Ein-
zelfall durch den Verzicht auf die unentgeltliche Unterbringung héhere Anmietkosten eingespart
werden, kann auf Antrag anstatt der unentgeltlichen Unterkunft ein Fahrtkostenzuschuss ge-
wahrt werden.

Ein Kostenbeitrag fir die Verpflegung (Nr. 4.3.1 Satz 6) wird nicht erhoben, wenn die Beamtin
oder der Beamte aus gesundheitlichen Grinden nicht in der Lage ist, die Verpflegung in An-
spruch zu nehmen. 2Der Nachweis der gesundheitlichen Griinde ist durch arztliche Bescheini-
gung einer Facharztin oder eines Facharztes fir Innere Medizin und Gastroenterologie zu fiih-
ren. 3Die Bescheinigung muss eine entsprechende Feststellung, jedoch keine Diagnose enthal-
ten.

'Eine geschlossene Unterbringung (§ 8 Abs. 4 Satz 2 BayTGV) wird nicht begriindet. 2Wenn
keine Unterkunft zur Verfiigung gestellt werden kann, kann befristet bis zum 31. Dezember 2022
im Einzelfall auch ein Mietkostenzuschuss gegen Nachweis bis héchstens 300 € monatlich ge-
wahrt werden. 3Art. 127 Bayerisches Beamtengesetz bleibt unberihrt.

'Aus Mitteln fiir Bezlige und dergleichen wird Beamten, die im Lauf des Kalenderjahres vom
Arbeitnehmerverhaltnis in das Beamtenverhaltnis Gbernommen wurden, eine aulertarifliche
Leistung gewahrt. 2Entsprechendes gilt, wenn Beschaftigte wahrend des Kalenderjahres von
einem Arbeitsverhaltnis im Sinne des Tarifvertrags fur den 6ffentlichen Dienst der Lander in ein
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Arbeitsverhaltnis mit Besoldung nach Besoldungsrecht wechseln. 3Die auRertarifliche Leistung
betragt fur die Beschaftigten in den Entgeltgruppen E 1 bis E 11 70 %, fur die Gbrigen Beschaf-
tigten 65 % des monatlichen Entgelts, das dem Beschéftigten in den letzten drei Monaten vor
dem Monat der Ubernahme in das Beamtenverhéltnis oder des Wechsels in ein Arbeitsverhalt-
nis mit Besoldung nach Besoldungsrecht durchschnittlich gezahlt wurde; unbericksichtigt blei-
ben hierbei das zusatzlich fir Uberstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt — mit Ausnahme
der im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- und Uberstunden —, Leistungszulagen, Leis-
tungs- und Erfolgspramien. “Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am
Ersten des Monats, der dem Monat der Verbeamtung oder des Wechsels in ein Arbeitsverhaltnis
mit Besoldung nach Besoldungsrecht unmittelbar vorhergeht. 5Die auBertarifliche Leistung ver-
mindert sich um ein Zwolftel fir jeden Kalendermonat, fiir den der Beschaftigte kein Entgelt aus
dem Arbeitsverhaltnis erhalten hat. Die aufRertarifliche Leistung ist zulasten der Haushaltsstelle
zu leisten, auf der der Beamte vor der Ubernahme in das Beamtenverhaltnis oder vor dem
Wechsel in ein Arbeitsverhaltnis mit Besoldung nach Besoldungsrecht gefiihrt wurde.

Aus Mitteln fur Entgelte der Arbeitnehmer kann Arbeitnehmern fir die Zeit fir die ihnen Entgelt
(§ 15 TV-L) zusteht, eine Zulage gezahlt werden, wenn ihre Tatigkeit mit Mehraufwendungen
verbunden ist, die weder durch die Reisekostenvergiitung noch durch das Entgelt abgegolten
sind, und entsprechenden Beamten unter den gleichen Voraussetzungen und Umstanden eine
Aufwandsentschadigung gewahrt wird.

Dienstleistern, die MaRnahmen im Rahmen des Gesundheitsmanagements unter Bezugnahme
auf den vom Staatsministerium der Finanzen mit Schreiben vom 26. Juli 2010, Az. PE-
P 1400 FV-028-29360/10, erlassenen Handlungsleitfaden zum Behérdlichen Gesundheitsma-
nagement fir Beschaftigte des Freistaates Bayern in Behérdenraumen durchfiihren, kann fiir
die Durchfiihrung der MaRnahme die Nutzung der Dienstraume unentgeltlich oder verbilligt
Uberlassen werden.

1Soweit nicht in Anspruch genommener Urlaub nach einem Gesetz, einer Rechtsverordnung
oder einer tariflichen Vorschrift bei Beendigung eines Beamtenverhaltnisses oder eines Arbeits-
verhéltnisses finanziell abzugelten ist, sind die Ausgaben auf der Haushaltsstelle zu verbuchen,
auf der die Bezlige des Beschaftigten vor der Beendigung des Beamtenverhaltnisses oder des
Arbeitsverhaltnisses verbucht wurden.2Satz 1 gilt entsprechend soweit eine durch Gesetz,
Rechtsverordnung oder Tarifvertrag geregelte finanzielle Abgeltung von nicht in Anspruch ge-
nommenem Urlaub bei Beendigung eines Beamtenverhaltnisses oder eines Arbeitsverhaltnis-
ses in einer Bekanntmachung der Staatsregierung oder in einer Bekanntmachung des Staats-
ministeriums der Finanzen und fur Heimat fir entsprechend anwendbar erklart wird.

'Aus Mitteln fiir Entgelte der Arbeitnehmer kdnnen im Rahmen der Heimatstrategie — Konzept
.Regionalisierung von Verwaltung“ und ,Strukturkonzept — Chancen im ganzen Land® — und im
Rahmen der Verlagerung des Landesamts flir Statistik in entsprechender Anwendung der §§ 7
und 8 des Tarifvertrags Uber den Rationalisierungsschutz flir Angestellte verdoppelte Abfindun-
gen gezahlt werden. 2Die danach mogliche Abfindungssumme darf hochstens 70 % der Perso-
naldurchschnittskosten — bezogen auf den Zeitpunkt des Ausscheidens — betragen, die ab dem
Zeitpunkt des Ausscheidens bis zu dem Zeitpunkt anfallen wirden, zu dem die oder der Be-
schaftigte das gesetzlich festgelegte Alter fiir eine Regelaltersrente erreicht hatte. 3Tritt die oder
der Beschéftigte innerhalb eines Zeitraums, der klrzer ist als die der Abfindung zugrundelie-
gende Zahl der Monatsbezlge, in ein Arbeitsverhaltnis zum Freistaat Bayern oder zu einem
anderen Arbeitgeber, der vom Geltungsbereich des Tarifvertrags fur den 6ffentlichen Dienst der
Lander oder des Tarifvertrags fir den offentlichen Dienst erfasst ist, verringert sich die Abfin-
dung entsprechend. “Der (berzahlte Betrag ist zurlickzuzahlen. 5Beschaftigte haben bei Ab-
schluss des Auflésungsvertrags unter Zahlung der verdoppelten Abfindung dem Arbeitgeber
gegenuber schriftlich zu erklaren, dass sie sich tber die Auswirkungen der freiwilligen Beendi-
gung des Arbeitsverhaltnisses auf Leistungsanspriiche gegeniiber der Arbeitsverwaltung sowie
Uber die Folgen in den Ubrigen Zweigen der Sozialversicherung — Kranken- und Rentenversi-
cherung einschliellich Rentenanspriiche, Pflegeversicherung — und in der Zusatzversorgung
bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander eingehend informiert haben.

'Bedienstete des Freistaates Bayern, deren bisherige Dienststelle im Sinne des Personalver-
tretungsrechts ganz oder teilweise im Rahmen der Heimatstrategie (Konzept ,Regionalisierung
von Verwaltung“ und ,Strukturkonzept — Chancen im ganzen Land®) verlagert wird und die im
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Zuge dessen auf Dauer von ihrem bisherigen Dienstort an den Zielort wechseln, kbnnen einma-
lig eine Mobilitatspramie in Hohe von 3 000 € brutto erhalten. 2Die Gewahrung der Mobilitats-
pramie erfolgt aus dem Haushaltsansatz bei Kap. 13 03 Tit. 443 06.

Priifungskosten, Personal- und Sachausgaben aus anderen Haushaltsansatzen

Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prufungsvergitungen) sind auch samtliche mit der Prifung zusam-
menhangenden sachlichen Verwaltungsausgaben einschliellich der Reisekosten der mit der
Durchfiihrung der Prifung beauftragten Prifer und Prifungshelfer zu bestreiten.

Soweit Beziige der Beamten und Richter oder Entgelte der Beschéftigten im Staatshaushalt
gebucht und nachgewiesen werden, aber ganz oder teilweise von Stellen au3erhalb des Staats-
haushalts finanziell zu tragen sind, sind auch die Ausgaben fir Beihilfen, abzufiihrende Beihilfe-
und Verwaltungskostenpauschalen in den Fallen von Art. 6 Abs. 6 Satz 3 und Abs. 7 Satz 3,
Reisekosten, Umzugskosten, Trennungsgelder, Auslagenersatz im Sinne des Art. 12 BayUKG,
Ubergangsgelder sowie alle sonstigen personalbezogenen Ausgaben, z. B. Unfallfirsorgeleis-
tungen, Sachschadenersatz und Fortbildungsreisen, zulasten der Ansatze aus Mitteln Dritter zu
leisten.

Aus Mitteln der Titel 518 0. (Mieten und Pachten fir Grundstiicke, Gebaude und Raume) sind
auch die Ausgaben fur durchzufiihrende Ausschreibungsverfahren zur Anmietung von Immobi-
lien, die ein privater Auftragnehmer nach den Vorgaben des Auftraggebers errichtet (Bestell-
bauten), insbesondere die flir die Beauftragung privater Sachverstandiger anfallenden Ausga-
ben, zu bestreiten.

Anlagen zum Haushaltsplan

Soweit in Zweckbestimmungen fir mehrere mit einem Gesamtbetrag veranschlagte Maflinah-
men auf Anlagen zu den Einzelplanen verwiesen ist, sind die in diesen Anlagen aufgefiihrten
Einzelzwecke mit ihren Betragen ebenso bindend, wie wenn diese Betrage bei den Zweckbe-
stimmungen einzeln aufgefuhrt wéaren, es sei denn, dass in den Anlagen etwas anderes be-
stimmt ist.

1Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher Hochbau) Ausgaben oder Verpflichtungsermachti-
gungen wegen Fehlens der in Art. 24 Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als gesperrt oder
als Planungstitel bezeichnet sind, bedarf die Leistung von Ausgaben oder die Inanspruchnahme
von Verpflichtungsermachtigungen der Einwilligung des Ausschusses fur Staatshaushalt und
Finanzfragen des Landtags. 2Dies gilt nicht fiir die Leistung von Ausgaben und Inanspruch-
nahme von Verpflichtungsermachtigungen fur die Erstellung der Planungsunterlagen nach den
Art. 24 Abs. 1 und Art. 54 Abs. 1 BayHO. 3Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat
wird ermachtigt, fur die Erstellung der Planungsunterlagen von Neubauten ndhere Anordnungen
zu erlassen.

Ausnahmen vom Bruttonachweis

1Ausnahmen vom Bruttonachweis der Einnahmen und Ausgaben sind nach MaRgabe der Nr. 3
zu Art. 35 der Verwaltungsvorschriften zur Bayerischen Haushaltsordnung zugelassen oder vor-
geschrieben. 2Dariiber hinaus gilt Folgendes:

'Einnahmen aus der Anfertigung von Fotokopien durch Dritte und aus Rabatten fiir bereits ge-
zahlte Ausgaben dirfen von der Ausgabe abgesetzt werden. 2Erstattungen von Reisekosten
durch Dritte und pauschale Rabatte fur bereits gezahlte Fahrtkosten dirfen von der Ausgabe
abgesetzt werden.

Schadenersatzleistungen und Zahlungen anstelle von Garantieleistungen Dritter durfen stets,
also auch nach Abschluss der Blcher, insoweit von der Ausgabe abgesetzt werden, als sie zur
Instandsetzung oder Ersatzbeschaffung bestimmt sind.

Zuruckgezahlte Zuwendungen durfen von der Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie
noch wahrend des gleichen Jahres, in dem sie ausgezahlt wurden, zurlickgezahlt werden oder

im Rahmen von gemeinschaftlichen Finanzierungen zwischen dem Bund und dem Land, insbe-
sondere bei den Gemeinschaftsaufgaben, gewahrt wurden und der Bund dies zulasst.
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7.4

7.5

10.
10.1

10.2

1.

12,
121

An das Finanzamt abzufiihrende Umsatzsteuern fiir Betriebe gewerblicher Art dirfen von den
diesbezlglichen Einnahmen abgesetzt werden.

Rickzahlungen von Einzahlungen, die Uber eine elektronische Bezahlplattform abgewickelt
werden, dirfen von der Einnahme abgesetzt werden.

(nicht besetzt)
Zweckgebundene Einnahmen

1Zweckgebundene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) sind, auch wenn sie nicht oder nicht in voller
Hohe veranschlagt sind, bei den zutreffenden Einnahmetiteln zu vereinnahmen und die hier-
durch etwa erforderlich werdenden zusatzlichen Ausgaben bei den Ausgabetiteln zu verausga-
ben. 2Auf hiernach sich ergebende (iber- oder auRerplanmaRige Ausgaben ist Art. 37 BayHO
nicht anzuwenden; aufierplanmafige Einnahmen und Ausgaben sind jedoch in der Haushalts-
rechnung als solche zu bezeichnen. 3Nicht verausgabte zweckgebundene Einnahmen diirfen in
der Haushaltsrechnung als Ausgabereste nachgewiesen werden.

Nutzungen und Sachbeziige
Veraulerungen von Erzeugnissen betrieblicher Einrichtungen

'An Beamte und Arbeitnehmer diirfen, soweit im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist,
widerruflich die fir den eigenen Verbrauch bendtigten Erzeugnisse der betrieblichen Einrichtun-
gen ihrer unmittelbaren Beschaftigungsdienststelle mit einer ErmaRigung bis zu 20 % des orts-
Ublichen Kleinverkaufspreises abgegeben werden; ausgenommen hiervon sind Beschéftigte,
deren Arbeitszeit weniger als die Halfte der regelmaRigen Arbeitszeit betragt. 2Satz 1 gilt auch
fir Ruhegehaltsempfanger und Rentner, soweit sie bis zum Eintritt in den Ruhestand und der-
gleichen bei der entsprechenden betrieblichen Einrichtung beschaftigt waren. SLandwirtschaftli-
che Betriebe diirfen ihre Erzeugnisse, bei denen ein Kleinverkaufspreis nicht feststellbar ist, an
Betriebsangehdrige mit einer ErmaRigung bis zu 10 % des Ab-Hof-Verkaufspreises abgeben;
fur die Abgabe von Milch ist der Molkereipreis des Vormonats ohne Ermafigung mafRgebend.
4Tarifvertragliche Bestimmungen bleiben unberihrt. °Einer Einwilligung nach Art. 57 BayHO be-
darf es in diesen Fallen nicht.

Private Nutzung von dienstlichen Festnetzanschlissen

Angehdrige des 6ffentlichen Dienstes dirfen in dringenden Fallen und in geringfligigem Umfang
private Telefonate von einem dienstlichen Festnetzanschluss ohne Kostenerstattung fihren.

Weitergabe von Zuwendungen

Die Gewahrung von Zuwendungen kann durch das zusténdige Staatsministerium Uber die in
Art. 44 Abs. 3 BayHO genannten juristischen Personen des privaten Rechts hinaus auch auf
Kdrperschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts Gbertragen werden.

Dezentrale Budgetverantwortung
Erweiterte gegenseitige Deckungsfahigkeit

1Zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit sind jeweils innerhalb der einzel-
nen Kapitel — unter Einbeziehung der entsprechenden Verwaltungsbetriebsmittel in den Sam-
melkapiteln und Allgemeinen Bewilligungen sowie der zentral veranschlagten Ansatze — der
Einzelplane 01 bis 12, 14 bis 16

a) die Ansatze fur Personalausgaben der Titel 422 41, 427 01, 427 41, 427 99, 428 11,428 12,
428 21, 428 22, 428 30, 428 41, 428 66, 428 99, der Gruppe 429, der Titel 443 16, 453 01,
459 0., 459 1. und 459 49,

b) die Ansatze fir sachliche Verwaltungsausgaben der Obergruppen 51 bis 54 mit Ausnahme
der Gruppe 529, der Titel 527 2., 531 2., 532 0. sowie der Gruppe 549 und

c) die Ansatze fur Sachinvestitionen der Obergruppen 81 und 82

nach naherer MaRgabe der folgenden Nummern gegenseitig deckungsfahig. 2Eine Deckung aus
Ansatzen, die bereits selbst zulasten anderer Ansatze verstarkt wurden (Kettenverstarkung), ist
nicht moglich.
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12.2

12.21

12.2.2

12.2.3

12.3
12.31

12.3.2

12.3.3

12.4

12.5
12.51

12.5.2

Verstarkung aus dem Stellengehalt gebundener Stellen

Innerhalb eines Kapitels kann das Durchschnittliche Stellengehalt einer frei gewordenen und
besetzbaren Stelle zur Verstarkung der in Nr. 12.1 genannten Ansatze unter folgender Maligabe
verwendet werden:

Die Stelle muss Uber die Wiederbesetzungssperre hinaus mindestens ein Jahr lang freigehal-
ten werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4 findet keine Anwendung. 2Die Verwendung der Stellengehalter
fur eine Verstarkung kann somit erst nach Ablauf der gesetzlichen Wiederbesetzungssperre er-
folgen.

Fir jeden vollen Monat, fir den die Stelle dann lGber den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen
oder von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus gezielt freigehalten wird,
kénnen entweder

a) ein Zwolftel aus 75 % des Durchschnittlichen Stellengehalts zur Verstarkung der Ansatze fir
Sachinvestitionen der Obergruppen 81 und 82 oder

b) ein Zwdlftel aus 50 % des Durchschnittlichen Stellengehalts zur Verstarkung fir sachliche
Verwaltungsausgaben verwendet werden.

Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der Stelle endet die Verstarkungsmaoglichkeit der
Nr. 12.2.

Deckungsfahigkeit der in Nr. 12.1 genannten Personalausgaben

'Einsparungen bei den in Nr. 12.1 genannten Ansétzen dirfen nur dann fiir die Begriindung
zusatzlicher Dienst- und Arbeitsverhaltnisse verwendet werden, wenn das jeweilige Dienst- oder
Arbeitsverhaltnis auf langstens sechs Monate oder die Dauer einer jahreszeitlich bedingten Sai-
son — ohne Kettenverlangerung — zeitlich befristet ist (Aushilfskrafte). 2Die Einschréankungen des
Satzes 1 gelten nicht, soweit lediglich der bei Altersteilzeit von Arbeitnehmern auftretende Ka-
pazitatsverlust ausgeglichen wird.

Einsparungen bei den Titeln 428 11, 428 21 und 428 22 durfen nur bei mindestens einjahrigem
Freihalten der Beschaftigungsmaglichkeit zur Deckung von Ausgaben flir sachliche Verwal-
tungsausgaben und Sachinvestitionen der in Nr. 12.1 genannten Ansatze herangezogen wer-
den; hinsichtlich der Titel 428 21 und 428 22 gilt dies nur bei Einsparungen tber den haushalts-
rechtlich vorgeschriebenen oder von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus.

'Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 der Titel 422 41 und 428 41 darf nur einseitig zulasten
dieser Titel in Anspruch genommen werden. ?Die gegenseitige Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1
dieser Titel untereinander bleibt unberuhrt.

Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei Privatisierungen

'Die Einschrankungen der Nrn. 12.2 und 12.3 gelten nicht, soweit bei der Privatisierung von
Aufgaben eine Umwidmung von Personal- in Sachmittel notwendig ist, die entbehrlichen Stellen
nicht wieder besetzt und im nachsten Haushaltsplan — stellen- und betragsmafiig — abgesetzt
werden. 2Auf sich hiernach ergebende (ber- oder aullerplanmaRige Ausgaben ist Art. 37
BayHO nicht anzuwenden, sofern im Einzelfall die auf das Kalenderjahr hochgerechnete Ge-
samthéhe der umgewidmeten Durchschnittlichen Stellengehalter 250 000 € nicht Gibersteigt; au-
Rerplanmafige Ausgaben sind jedoch in der Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen.

Einseitige Deckungsfahigkeit zugunsten von Haushaltsstellen
Bauunterhalt

'Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 fiir Titel der Gruppe 519 darf nur einseitig zugunsten der
Titel dieser Gruppe in Anspruch genommen werden. 2Nr. 1.2 bleibt unberihrt.

Globale Mehrausgaben fur sachliche Verwaltungsausgaben

Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 fur die Gruppe 548 gilt nur als einseitige Verstarkung zu-
lasten der Titel dieser Gruppe.
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12.5.3

12.6

12.7
12.71

12.7.2

12.8

Auftrage an anerkannte Werkstatten fiir behinderte Menschen und Inklusionsbetriebe

'Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 fiir die in den Sammelkapiteln ausgebrachten Titel 547 26
und 812 26 darf nur einseitig zugunsten dieser Titel in Anspruch genommen werden. 2Die ge-
genseitige Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 dieser Titel untereinander bleibt unberthrt.

Koppelung mit Einnahmen

Mehr- oder Mindereinnahmen von bis zu 10 % der Summe der Obergruppen 12 und 13 ohne
Gruppe 133, der Gruppe 111 sowie der Titel 119 01 und 119 49 eines Kapitels, die im Vollzug
erwirtschaftet werden, erhohen oder vermindern die Ausgabebefugnis der in Nr. 12.1 genannten
Ansatze des entsprechenden Kapitels zur Halfte. 2Dies gilt nicht bei Titeln, die mit Ausgabean-
satzen gekoppelt sind.

Ubertragbarkeit, zeitliche Bindung
Ubertragbarkeit

Die in Nr. 12.1 genannten Ausgaben sind zur Férderung der wirtschaftlichen und sparsamen
Bewirtschaftung ubertragbar.

Zeitliche Bindung

Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat wird erméachtigt, im Rahmen seiner Befug-
nisse nach Art. 45 Abs. 3 BayHO bei den in Nr. 12.1 genannten Titeln bereits vor Ablauf des
Haushaltsjahres fiir einen Teil der zu erwartenden Ausgabereste die Einwilligung zur Ubertra-
gung und Inanspruchnahme allgemein zu erteilen.

Einzelregelungen

'Die in den Nrn. 12.1 bis 12.7 getroffenen Regelungen finden keine Anwendung, soweit in den
Einzelplanen in den Vorbemerkungen zum Geltungsbereich der Regelungen zur dezentralen
Budgetverantwortung einzelne Bereiche ausdriicklich ausgenommen sind; sie finden zusatzlich
Anwendung, soweit dort einzelne Bereiche ausdriicklich einbezogen sind. 2Gekoppelte Einnah-
men- und Ausgabetitel, die ausschlieRlich dem Nachweis von zweckgebundenen Einnahmen
dienen, sind grundsatzlich vom Geltungsbereich auszunehmen.
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	1.1.1 517 01 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume,
	1.1.2 514 0. Haltung von Dienstfahrzeugen und
	1.1.3 531 1. Fachveröffentlichungen und

	1.2 Innerhalb desselben Einzelplans sind die Mittel der Titel 519 0. (Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen), 701 0. (kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) und 702 0. (grundlegende Erneuerung und Sanierung von Kanal-, Schachtbau- und A...
	1.3 1Mit Einwilligung der zuständigen obersten Staatsbehörde können die bei den einzelnen Titeln der Anlagen S (staatlicher Hochbau) veranschlagten Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen nach dem Baufortschritt verstärkt werden, wenn der Mehrbetrag...
	1.4 Im Übrigen ergibt sich die Deckungsfähigkeit von Ausgabemitteln aus den im Haushaltsplan enthaltenen Vermerken.

	2. Bewirtschaftung der Personalausgaben
	2.1 1Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die in Art. 6 Abs. 1 genannten Stellenpläne unter Beachtung der Nr. 3 gebunden. 2Soweit keine Stellenbindung besteht, richtet sich die Bewirtschaftung grundsätzlich nach den ve...
	2.2 1Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6 Abs. 1 genannten Titeln veranschlagten Mittel für Personalausgaben (einschließlich Titel 421 0.) dürfen – insoweit in Abweichung von Art. 45 Abs. 1 BayHO – bei der Ausführung des Haushaltsplans zu einer S...
	2.3 Für Beamte und Arbeitnehmer, bei denen gemäß Art. 6 Abs. 1 eine Stellenbindung besteht, dürfen Mehrarbeit oder Überstunden, für die eine Vergütung zu zahlen ist, nur angeordnet werden, wenn bei Titel 422 41 (Mehrarbeitsvergütungen für Beamte) oder...
	2.4 Die Titel 422 0., 428 01 und 428 02 dürfen einseitig zulasten der Titel für Europäische Fonds verstärkt werden.

	3. Besetzung von Planstellen und Stellen
	3.1 Besondere Regelungen für den Hochschulbereich
	3.1.1 1Wissenschaftliche Mitarbeiter im Sinne des Art. 22 des Bayerischen Hochschulpersonalgesetzes (BayHSchPG) können auch auf gleich- oder höherwertigen Stellen für Akademische Räte, Akademische Oberräte, Akademische Direktoren oder Leitende Akademi...
	3.1.2 1Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors – jeweils ausschließlich der Lehrkräfte für besondere Aufgaben an einer Hochschule – sowie wissenschaftlich...
	3.1.3 Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors – jeweils einschließlich der Lehrkräfte für besondere Aufgaben – der Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 (Art. 1...
	3.1.4 Stellen für Akademische Räte auf Zeit der Besoldungsgruppe A 13 und Akademische Oberräte auf Zeit der Besoldungsgruppe A 14 dürfen mit entsprechend eingestuften Arbeitnehmern sowie wissenschaftlichen Mitarbeitern mit einem Bachelor-Abschluss bes...
	3.1.5 Stellen der Entgeltgruppe 13 dürfen mit wissenschaftlichen Mitarbeitern im Arbeitnehmerverhältnis im Sinne des Art. 22 Abs. 2 Satz 1 BayHSchPG, die einen Bachelor-Abschluss erworben haben, besetzt werden.
	3.1.6 Künstlerische Mitarbeiter werden bei der Stellenverrechnung wie wissenschaftliche Mitarbeiter behandelt.
	3.1.7 1Ärzte der klinisch-theoretischen Institute der Medizinischen Fakultäten, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrags für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken erfasst sind, können in besonderen unabweisbaren Fällen auf Stellen der Besoldung...
	3.1.8 Unter den Voraussetzungen der Nr. 3.1.4 dürfen auf Stellen für Juniorprofessoren der Besoldungsgruppe W 1 Akademische Räte auf Zeit der Besoldungsgruppe A 13 sowie entsprechend eingestufte Arbeitnehmer und wissenschaftliche Mitarbeiter mit einem...

	3.2 Besondere Regelungen für den Richterbereich
	3.2.1 Auf Stellen für Richter der Besoldungsgruppe R 2 können auch Richter kraft Auftrags der Besoldungsgruppen A 13 bis A 16, auf Stellen für Richter der Besoldungsgruppe R 1 auch Richter kraft Auftrags der Besoldungsgruppen A 13 bis A 15 verrechnet ...
	3.2.2 1Auf Planstellen der BesGr B 3 können vorübergehend Richter oder Staatsanwälte bis zur BesGr R 3, auf Planstellen der BesGr A 16 mit Amtszulage Richter oder Staatsanwälte bis zur BesGr R 2 mit Amtszulage, auf Planstellen der BesGr A 16 Richter o...

	3.3 Arbeitnehmer-Budget
	3.3.1 1Das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat wird ermächtigt, zur Vorbereitung einer Einführung eines Arbeitnehmer-Budgets bei der Besetzung von Stellen für planmäßige Beamte und Richter, die gemäß Nr. 2.1 Satz 1 und Nr. 2.2 Satz 1 der gem...
	3.3.2 Das Staatsministerium der Finanzen und für Heimat kann im Einvernehmen mit dem Bayerischen Obersten Rechnungshof für den Vollzug des Arbeitnehmer-Budgets einen von den Durchführungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz, den Verwaltungsvorschriften zu...

	3.4 Feststellungen der Rechnungsprüfung

	4. Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleistungen
	4.1 Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen dürfen Fahrkostenzuschüsse für die regelmäßigen Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte nach Maßgabe der Fahrkostenzuschuss-Bekanntmachung des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat (FkzBek) vom 15....
	4.2 Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Verwaltungsausgaben) können auch die Ausgaben geleistet werden:
	4.2.1 für die Übernahme von Kosten des Rechtsschutzes für Bedienstete des Freistaates Bayern,
	4.2.2 für die Kosten
	4.2.3 soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt sind, für den Sachschadenersatz ehrenamtlicher Richter und ehrenamtlicher Mitglieder von bei Staatsbehörden gebildeten Ausschüssen (Abschnitt 13 der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht analog),
	4.2.4 für die Erstattung von Auslagen bei Vorstellungsreisen nach den geltenden Bestimmungen des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat,
	4.2.5 für die Übernahme von Kosten einer Impfung – Grundimmunisierung, Auffrischungsimpfung, Impfserum – gegen FSME. Voraussetzung für die Kostenübernahme ist, dass die beschäftigte Person in definierten FSME-Risikogebieten nach Robert-Koch-Institut
	4.2.6 für die Übernahme der notwendigen Fahrkosten – bis zur Höhe der Kosten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder im Fall einer notwendigen Benutzung eines eigenen Fahrzeugs Wegstreckenentschädigung in sinngemäßer Anwendung des Art. 6 Ab...

	4.3 Unterbringung in staatlichen Lehreinrichtungen
	4.3.1 Die Unterbringung in den in staatlichen Lehreinrichtungen verfügbaren Unterkünften kann im Rahmen von Fort- oder Weiterbildung oder Dienstreisen für staatliche Bedienstete oder im Rahmen einer Dozententätigkeit unentgeltlich erfolgen; die Regelu...
	4.3.2 1Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten (Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei den staatlichen Lehreinrichtungen verfügbaren Unterkünfte überlassen. 2Der Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bay...
	4.3.3 1Studierenden der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern, die im Einzugsgebiet des Ortes der Lehreinrichtung wohnen (§ 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Bayerischen Trennungsgeldverordnung – BayTGV – in Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 Satz 2 des ...
	4.3.4 1Ein Kostenbeitrag für die Verpflegung (Nr. 4.3.1 Satz 6) wird nicht erhoben, wenn die Beamtin oder der Beamte aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage ist, die Verpflegung in Anspruch zu nehmen. 2Der Nachweis der gesundheitlichen Gründe i...
	4.3.5 1Eine geschlossene Unterbringung (§ 8 Abs. 4 Satz 2 BayTGV) wird nicht begründet. 2Wenn keine Unterkunft zur Verfügung gestellt werden kann, kann befristet bis zum 31. Dezember 2022 im Einzelfall auch ein Mietkostenzuschuss gegen Nachweis bis hö...

	4.4 1Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen wird Beamten, die im Lauf des Kalenderjahres vom Arbeitnehmerverhältnis in das Beamtenverhältnis übernommen wurden, eine außertarifliche Leistung gewährt. 2Entsprechendes gilt, wenn Beschäftigte während des ...
	4.5 Aus Mitteln für Entgelte der Arbeitnehmer kann Arbeitnehmern für die Zeit für die ihnen Entgelt (§ 15 TV-L) zusteht, eine Zulage gezahlt werden, wenn ihre Tätigkeit mit Mehraufwendungen verbunden ist, die weder durch die Reisekostenvergütung noch ...
	4.6 Dienstleistern, die Maßnahmen im Rahmen des Gesundheitsmanagements unter Bezugnahme auf den vom Staatsministerium der Finanzen mit Schreiben vom 26. Juli 2010, Az. PE-P 1400 FV-028-29360/10, erlassenen Handlungsleitfaden zum Behördlichen Gesundhei...
	4.7 1Soweit nicht in Anspruch genommener Urlaub nach einem Gesetz, einer Rechtsverordnung oder einer tariflichen Vorschrift bei Beendigung eines Beamtenverhältnisses oder eines Arbeitsverhältnisses finanziell abzugelten ist, sind die Ausgaben auf der ...
	4.8 1Aus Mitteln für Entgelte der Arbeitnehmer können im Rahmen der Heimatstrategie – Konzept „Regionalisierung von Verwaltung“ und „Strukturkonzept – Chancen im ganzen Land“ – und im Rahmen der Verlagerung des Landesamts für Statistik in entsprechend...
	4.9  1Bedienstete des Freistaates Bayern, deren bisherige Dienststelle im Sinne des Personalvertretungsrechts ganz oder teilweise im Rahmen der Heimatstrategie (Konzept „Regionalisierung von Verwaltung“ und „Strukturkonzept – Chancen im ganzen Land“) ...

	5. Prüfungskosten, Personal- und Sachausgaben aus anderen Haushaltsansätzen
	5.1 Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prüfungsvergütungen) sind auch sämtliche mit der Prüfung zusammenhängenden sächlichen Verwaltungsausgaben einschließlich der Reisekosten der mit der Durchführung der Prüfung beauftragten Prüfer und Prüfungshelfer zu b...
	5.2 Soweit Bezüge der Beamten und Richter oder Entgelte der Beschäftigten im Staatshaushalt gebucht und nachgewiesen werden, aber ganz oder teilweise von Stellen außerhalb des Staatshaushalts finanziell zu tragen sind, sind auch die Ausgaben für Beihi...
	5.3 Aus Mitteln der Titel 518 0. (Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume) sind auch die Ausgaben für durchzuführende Ausschreibungsverfahren zur Anmietung von Immobilien, die ein privater Auftragnehmer nach den Vorgaben des Auftraggeber...

	6. Anlagen zum Haushaltsplan
	6.1 Soweit in Zweckbestimmungen für mehrere mit einem Gesamtbetrag veranschlagte Maßnahmen auf Anlagen zu den Einzelplänen verwiesen ist, sind die in diesen Anlagen aufgeführten Einzelzwecke mit ihren Beträgen ebenso bindend, wie wenn diese Beträge be...
	6.2 1Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher Hochbau) Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen wegen Fehlens der in Art. 24 Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als gesperrt oder als Planungstitel bezeichnet sind, bedarf die Leistung von Ausgabe...

	7. Ausnahmen vom Bruttonachweis
	7.1 1Einnahmen aus der Anfertigung von Fotokopien durch Dritte und aus Rabatten für bereits gezahlte Ausgaben dürfen von der Ausgabe abgesetzt werden. 2Erstattungen von Reisekosten durch Dritte und pauschale Rabatte für bereits gezahlte Fahrtkosten dü...
	7.2 Schadenersatzleistungen und Zahlungen anstelle von Garantieleistungen Dritter dürfen stets, also auch nach Abschluss der Bücher, insoweit von der Ausgabe abgesetzt werden, als sie zur Instandsetzung oder Ersatzbeschaffung bestimmt sind.
	7.3 Zurückgezahlte Zuwendungen dürfen von der Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie
	7.3.1 noch während des gleichen Jahres, in dem sie ausgezahlt wurden, zurückgezahlt werden oder
	7.3.2 im Rahmen von gemeinschaftlichen Finanzierungen zwischen dem Bund und dem Land, insbesondere bei den Gemeinschaftsaufgaben, gewährt wurden und der Bund dies zulässt.

	7.4 An das Finanzamt abzuführende Umsatzsteuern für Betriebe gewerblicher Art dürfen von den diesbezüglichen Einnahmen abgesetzt werden.
	7.5 Rückzahlungen von Einzahlungen, die über eine elektronische Bezahlplattform abgewickelt werden, dürfen von der Einnahme abgesetzt werden.

	8. (nicht besetzt)
	9. Zweckgebundene Einnahmen
	10. Nutzungen und Sachbezüge
	10.1 Veräußerungen von Erzeugnissen betrieblicher Einrichtungen
	10.2 Private Nutzung von dienstlichen Festnetzanschlüssen
	Angehörige des öffentlichen Dienstes dürfen in dringenden Fällen und in geringfügigem Umfang private Telefonate von einem dienstlichen Festnetzanschluss ohne Kostenerstattung führen.


	11. Weitergabe von Zuwendungen
	12. Dezentrale Budgetverantwortung
	12.1 Erweiterte gegenseitige Deckungsfähigkeit
	12.2 Verstärkung aus dem Stellengehalt gebundener Stellen
	12.2.1 1Die Stelle muss über die Wiederbesetzungssperre hinaus mindestens ein Jahr lang freigehalten werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4 findet keine Anwendung. 2Die Verwendung der Stellengehälter für eine Verstärkung kann somit erst nach Ablauf der gesetzli...
	12.2.2 Für jeden vollen Monat, für den die Stelle dann über den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen oder von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus gezielt freigehalten wird, können entweder
	12.2.3 Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der Stelle endet die Verstärkungsmöglichkeit der Nr. 12.2.

	12.3 Deckungsfähigkeit der in Nr. 12.1 genannten Personalausgaben
	12.3.1 1Einsparungen bei den in Nr. 12.1 genannten Ansätzen dürfen nur dann für die Begründung zusätzlicher Dienst- und Arbeitsverhältnisse verwendet werden, wenn das jeweilige Dienst- oder Arbeitsverhältnis auf längstens sechs Monate oder die Dauer e...
	12.3.2 Einsparungen bei den Titeln 428 11, 428 21 und 428 22 dürfen nur bei mindestens einjährigem Freihalten der Beschäftigungsmöglichkeit zur Deckung von Ausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben und Sachinvestitionen der in Nr. 12.1 genannten Ansä...
	12.3.3 1Die Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 der Titel 422 41 und 428 41 darf nur einseitig zulasten dieser Titel in Anspruch genommen werden. 2Die gegenseitige Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 dieser Titel untereinander bleibt unberührt.

	12.4 Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei Privatisierungen
	12.5 Einseitige Deckungsfähigkeit zugunsten von Haushaltsstellen
	12.5.1 Bauunterhalt
	12.5.2 Globale Mehrausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben
	12.5.3 Aufträge an anerkannte Werkstätten für behinderte Menschen und Inklusionsbetriebe

	12.6 Koppelung mit Einnahmen
	12.7 Übertragbarkeit, zeitliche Bindung
	12.7.1 Übertragbarkeit
	12.7.2 Zeitliche Bindung

	12.8 Einzelregelungen



